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7. Petition des Obersten z. D. von Gicse auf Uebernahme der von ihm begründeten
gemeinnützigen Anlagen bei Soinbrodt im Kreise Malmedy durch den Proviuzialverband
(Heiterkeit)

8. Antrag betreffenddie künstlerische Ausschmückung des Ständesaales.
Gegen die Tagesordnung werden --------------(Zuruf: Zur Geschäftsordnung!)
Zur GeschäftsordnungHerr Graf Bcissel.
AbgeordneterGraf Beissel von Gymnich: Es liegt im Interesse eines großen Theiles

der Mitglieder des Hauses, daß morgen der Antrag wegen der Staffeltarife auf die Tagesordnung
gesetzt wird.

Vorsitzender Becker: Ja, wenn das der Wunschdes Hauses ist, (Rufe: Jawohl!) dann
setzen wir das morgen anf die Tagesordnung. Meine Herren, dann werden wir aber nicht noth»
wendig die ganze Tagesordnung morgen abmachen müssen,(Heiterkeit) sondern wir müssen uns
dauu uach der nns gegebenen beschränkten Zeit richten. Ich werde die Staffeltarife auch noch auf
die Tagesordnung setzen und zwar nicht als letzten Gegenstand, sondern nachdem die Irrenfrage
erledigt ist. — Anch das scheint der Wuusch des Hauses zu seiu. Dann wird danach verfahren werden.

Ich schließe die Sitzung.
(Schluß gegen 3'/, Uhr.)

Siebente Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,am Dienstag, den 16. März 1897.

Beginn Vormittags IN Uhr 15 Minuten.

Tagesordnung.
1. Eingänge.
2. Antrag der verstärkten II. Fachcommissionzu dem Bericht und den Anträgen des Prouinzial-

llusschusses, betreffenddie Fürsorge für die Geisteskrankenund Epileptiker der Rheinprovinz.
3. Antrag der verstärkten II. Fachkommission zu den Etats der Provinzial-Irrenanstalten zu

Andernach, Bonn, Düren, Grafenberg, Mcrzig und Aachen für die Etatsjahre vom 1. April
189? bis 31. März 1899.

4. Antrag der verstärkten II. Fachcommissionzu dem Etat für die erweiterte Armenpflege auf
Grund des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für die Etatsjahre vom 1. April 189? bis 31.
März 1899.

5. Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Berufung eines Landespsychiatersals technischen Beirath des Landesdirektors
für das Irrenwesen (zu Titel IV Nr. 2 der Ausgaben des Etats des Provinziallandtags,
des Provinzialausschussesund der Centralverwaltungsbehörde).

6. Antrag der verstärkten II. Fachcommissionzu dem Antrage, betreffend die Aufhebung der
Staffeltarife für Getreide, Mühlenprodukte :c.
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7. Antrag der verstärkten II. Fachcommissionzu dem Antrage, betreffend die Absperrung gegen
das Ausland für Vieh und Viehprodukte.

8. Antrag der I, Fachcommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzilllausschusses,betreffend
Ergänzungs- bezw. Ersatzwahlen für den Provinzialausschuß.

9. Antrag der II. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzilllausschusses,
betreffend die Errichtung von landwirthschastlichenWinterschulenzu Adenau, Gummersbach,
Saarlouis und Xanten.

10, Antrag der II. Fachcommissionzu der Petition des Obersten z. D. von Giese zu Aachen'
um Uebernahme der von ihm begründeten gemeinnützigenAnlagen bei Sourbrodt im Kreise
Malmedy durch den Provinzialverband,

11. Antrag der I. Fachcommissionzu dem Antrag, betreffend die künstlerischeAusschmückung
des Sitzungssaales. _________

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Sitzung,
Das Protokoll der Sitzung vom Montag liegt auf dem Tische des Hauses auf.
Als Schriftführer werden fungiren für die Rednerliste Herr Abgeordneter Freiherr von

Coels, für das Protokoll Herr Abgeordneter Linz.
An Eingängen ist nur mitzutheilen eine Eingabe des Presbyteriums der evangelischen

Gemeinde zu Friedrichsthal, welche ich zu verlesen bitte.
Schriftführer Abgeordneter Linz: (liest)

„Friedrichsthal, 15. März 1897.
An den Provinziallandtag in Düsseldorf.

Unter dem 1. ds. Mts. wandten wir uns an die Landesbank der Rheinprovinz
mit der Bitte, den Zinsfuß eines der evangelischenKirchengemeinde Friedrichsthal
im verflossenen Jahre gewährten Darlehens von 3°/i« auf 3'/2«/« herabfetzen zu wollen.

Dieses Gesuch wurde von dem Herrn Direktor der Landesbankabschlägig beschieden,
da nach den für Darlehen an Gemeinden allgemein festgefetzten Bedingungen eine
Ermäßigung des Zinsfußes unzuläfsig sei.

Wir erlauben uns dem verehrlichen Provinziallandtag angesichts des billigen
Zinsfußes und angesichts des Umstandeö,daß die RheinischeAlters- und Invaliditäts-
Versicherungsanstaltzu Düsseldorf auch für bauliche Zwecke Kapitalien an Gemeinden
zu einem Zinsfuß von 3°/« ausleiht, die Bitte vorzutragen, gefälligstdahin wirken zu
wollen, daß der Zinsfuß der Prouinzial-Landesbank ebenfalls auf 3«/o herunter
gesetzt werde.

Sollte diesem Antrage nicht stattgegebenwerden, so stellen wir den Eventual-
antrag, daß die Kündigung bei dem uns von der Landesbank gewährten Darlehen
eine gegenseitigesei, damit wir in der Lage sind, uns von anderer Seite das Geld
zu einem niedrigeren Zinsfuß zu uerfchaffen und der Landesbank das Kapital
zurückzuzahlen.

Durch die Erfüllung unserer Bitte würde unferer mit kirchlichen Umlagen
fchwer belasteten Gemeinde eine dankenswerthe Erleichterung zu Theil werden.

Das Presbyterium. N. d.: de Wyl, Pfarrer."
VorsitzenderBecker: Meine Herren! Ich schlage Ihnen vor, die Petition der 1. Fach'

commissionzur Vorberathung zu überweifen. — Es wirb kein Bedenken dagegen laut. Dann
werde ich danach verfahren.
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Wir treten in die Tagesordnung ein.
Erster Gegenstand ist der

Antrag der verstärkten II. Fachcommission zu dem Bericht und den An¬
trägen des Prouinzialausschusses, betreffend die Fürsorge für die
Geisteskranken und Epileptiker der Rheinprovinz.

Berichterstatter sind die Herren Dr. Venn und Conze. Ich gebe zunächst dem Herrn
Dr. Venn das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Dr. Venn: Ein weitläufiges Eingehen auf den Inhalt
der Vorlage erscheint mit Rücksichtauf den Ihnen vorliegenden Bericht sowie die Ausführungen
des Herrn Landesdirektors und des Herrn Landesrath Vorster kaum nothwendig. Die verstärkte
II. Fachcommissionempfiehlt Ihnen im Wesentlichendie Annahme der vom Prouinzialausschuß
gestellten Anträge. Demgemäß erscheint eine besondere Darlegung nur bei denjenigen Gesichts¬
punkten nöthig, welche Gegenstand von Wünschen oder Anträgen in der Commission waren.
Behufs leichterer Uebersicht dürften die gedruckt vorliegenden Anträge auf Seite 29 und 30 des
Berichts (Seite 174 und 175 der Anlagen) als Grundlage dienen. Demnach zerfallendie Anträge
des Prouinzialausschussesin 2 Theile, und zwar:

1. in die nachträglicheGenehmigung der vorläufigen Mahnahmen, soweit sie die Anstalt
Mariaberg betreffenund die Beaufsichtigungder Privat-und Provinzial-Irrenanstaltcn;

2. die Genehmigung derjenigen Anträge, die der Prouinzialausschuß vorschlägt zur
Unterbringung der Geisteskrankenund zur Verbesserung der Irrenpflege.

Die verstärkteII. Fachcommissionhat die Mahnahmen, die der Prouinzialausschuß betreffs
der Anstalt Mariaberg getroffen hat, ausdrücklichgut geheißen und dem Provinzialausfchuß dafür
ihre volle Anerkennung ausgesprochen.

Was nun die weiteren Anträge behufs Beschaffungder erforderlichenweiteren Plätze für
Geisteskrankeangeht, so sind dieselbenbegründet in vermehrten Anforderungen an die Provinzial-
verwaltung durch die inzwischenerfolgte Entschließung der Stadt Köln, den geplanten Neubau
einer eigenen Irrenanstalt nicht auszuführen, sowie durch die nothwendig gewordene Unterbringung
der Pfleglinge aus der Anstalt Mariaberg. Zudem hat die Statistik einen durchschnittlichen jähr»
lichen Zuwachs von rund 200 Geisteskranken ergeben, sobah für die Provinzialvcrwaltung die
Nothwendigkeitzur Unterbringung von 1200 Kranken, als Mehr gegen früher, sich ergiebt. Um
hierfür in geeigneter Weise Abhülfe zu schaffen, ist feitcns des Ausfchusses eine Commissonge¬
wählt worden, die nach Prüfung und Berathung fowie nach Besichtigung von nord- und süd¬
deutschenAnstalten sich für die vorzulegendenVauprogramme für das sogenannte „Offen-Thür-
System" entschiedenhat, und zwar dasselbe bei den Anstalten Grafenberg und Merzig bei der
geplanten Erweiterung nach Möglichkeit einzuführen. Für die neue Provinzial-Irrenanstalt lst
das System vollständig zu Grunde gelegt Um nun die nöthigen Plätze für die Unterbringung
der 1200 weiteren Kranken zu beschaffen, wird die Aufhebungder ersten und zweckn Verpflegungs-
klassen in Bonn, Düren und Merzig vorgeschlagen. ^ ^ <-,. .

Die Mahregel soll mit Schonung und Rücksicht auf die jetzigen Penstonare durchgeführt
werden. Die alten Pensionäre sollen in den Anstalten verbleiben, neue nicht aufgenommenwerden,
Die Prouinzial-Irrencmstalten zu Grafenberg und Merzig sollen nach dem vorgelegtenallgememen
Bauplan um je 200 Köpfe erweitert werden, während für Andernach, Bonn und Düren wegen
der Schwierigkeit genügender Terrainerwerbung vorläufig eine glückliche Lösung noch mcht hat
gefunden werden können.
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Die Grundsätze, die für die Erweiterung maßgebend sind, beruhen in: Wesentlichen
darauf, daß die alten Anstalten mehr oder weniger als geschlossene Centralanstalten gedacht sind
und die neuen Landhäuser als ländliche Colonie, in die alle Kranken aus der Centralanstalt
kommen,sobald und solange sie sich für freie Behandlung eignen. Die Erweiterung der alten
Anstalten stellt sich nach den vorgelegtenPlänen und Kostenanschlägen auf zusammen 1 280 000 Mark
oder 3200 Mark pro Kopf. Zur Deckung der noch fehlenden 800 Plätze wird Ihnen die Er¬
bauung einer neuen Anstalt vorgeschlagen. In der Commissionssitzungist uns dargelegt worden,
daß sich das Gut Galkhausen, in der Nähe der Bahnstation Langenfeld, besonders für diesen
Zweck eignet und zum Ankauf empfohlen wird. Die Lage ist deshalb gewählt, weil durch die
nnderweite Entschließung der Stadt Köln zu berücksichtigen war, daß die neue Anstalt in möglichst
gut erreichbarer Verbindung und Nahe von Köln gelegt wurde. In hygienischerBeziehung ent¬
spricht das Gut den nothwendigen Anforderungen. Die Kosten für Grunderwerb und Gebäude
belaufen sich auf 205 000 Mark. Die Gesammtkostender neu zu erbauenden Anstalt würden sich
demnach, ich verweise auf die Zusammenstellung Seite 20 des Berichts, auf 3 200 000 Mark be¬
laufen, sodaß auf den Kopf der vorgesehenen Belegung von 800 Kranken ein Netrag von
4000 Mark entfällt.

Was nun die Verbesserungder Unterbringung der Kranken angeht, fo liegt Ihnen der
Antrag vor, eine besondere Station für verbrecherische Irre lc. im Anschluß an die Irrenanstalt
in Düren zu erbauen. Hierfür wird die Bewilligung von 160 000 Mark oder 3333 Mark pro
Kopf verlangt. Düren eignet sich besonders für eine derartige Anstalt, weil es zunächst ziemlich
im Mittelpunkt der Provinz liegt und von einer anderweitigen Vergrößerung der Düren'er Anstalt
abgesehenist.

Die Commissionstimmte dem Vorschlage des Provinzialausschusseszu, daß für jetzt ein
Bedürfniß zu diesem Bau, besonders mit Berücksichtigungder angenblicklichen gesetzlichen Bestim¬
mungen vorläge, jedoch stellte ein Mitglied der Commission den Antrag zu der Resolution die
Ihnen unter 2 der Anträge der verstärkten II. Fachcommissionvorliegt:

„den Provinzialausschuß zu ersuchen bei der Königlichen Staatsregierung zu beantragen,
daß die Fürsorge für irre Verbrecher von Seiten des Staats auf Staatskosten über¬
nommen wird",

Antragsteller begründete die Resolution damit, daß er auf die Unterscheidung zwischen
irren Verbrechern und verbrecherischen Irren einging und zunächst sich dahin äußerte, daß seiner
Auffassung nach für die irren Verbrecher, die noch unter dem Strafvollzuge stehen, also noch
Gefangene sind, der Staat unbedingt verpflichtet fei, daß der Staat ferner auch für folche irre
Verbrecher, die aus dem Strafvollzüge wegen festgestellterGeisteskrankheitentlassen sind, Unter¬
kommen zu beschaffen habe. Antragsteller befindet sich in voller Uebereinstimmung mit der Peti¬
tion der sämmtlichen preußischen Landesdirektoren. Bezüglich der Unterbringung der verbreche¬
rischenIrren läßt es Antragsteller dahingestellt, ob die Provinz diese Kategorie in ihrer Obhut
behalten muß. Die Resolution wurde von der verstärkte!, Commissioneinstimmig angenommen.

Was die weiteren vorgeschlagenenbaulichenVerbesserungender vorhandenen Provinzial-
Irrenanstlllten angeht, fo wurde die Einrichtung einer klinischen Station in Bonn, mit Rücksicht auf
die Universität, fowie die Vornahme der weiteren baulichen Verbesserungen an Provinzial-Irren-
anstalten einstimmig genehmigt. Letztere unter Anerkennung der Begründung, daß dieselbennoth'
wendig seien durch die natürliche Abnutzung, sowie die in Folge der großen Fortschritte aller
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hygienischen Einrichtungen gesteigerten sanitären Ansprüche. Hierzu ist die Gewährung eines
einmaligen außerordentlichenCredits bis zum Betrage von 550 000 Mark erforderlich.

Zu Nr, 4, betreffenddie Errichtung einer Anstalt für Epileptiker und Geisteskrankefür
800 Köpfe, entspann sich eine längere Diskussion. Der Prouinzialausschuß beantragt, daß er
ermächtigt werde ein geeignetes Vauterrain im Mittelpunkt der Provinz anzukaufen, Pläne,
.Kostenanschläge anfertigen zu lassen und dem nächstenProvinziallandtage vorzulegen.

Von eiuem Mitgliede wurde der Antrag gestellt, die Worte „im Mittelpunkt der Provinz"
zu streichen, da hierdurch der Prouinzialausschuß in seinen Maßnahmen zu sehr beengt wäre. Die
Commissionstimmte diesem Antrage einstimmig zu.

Ferner stellte ein Mitglied den Antrag, anstatt einer Anstalt für 800 Köpfe eine solche
für 500 Köpfe, mit Ausdehnungsfähigkeit bis zu 800 Köpfen, zu beschließen. Antragsteller
begründete den Antrag wie folgt:

Die Verpflegung der Epileptischenin der Nheinprouinz geschieht bisher in confefsionell
getrennten Anstalten und die Erfahrung hat gezeigt, daß gerade bei diesen Kranken, die nur als
schwachsinnig bezeichnetwerden müßten, eine Pflege auf religiöser Grundlage die richtige und
allein barmherzige sei. Die Entwickelung und segensreiche Arbeit in der Anstalt Bethe! bei
Bielefeld liefere dafür den sicheren Beweis. In der neuen Anstalt hoffe man mit neuen Hülfs¬
mitteln der Wissenschaftgrößere Heilerfolge zu erzielen. Aber auch wenn dies erreicht werden
sollte, fallen 90°/<> der dauernden Anstaltspflege anheim und diesen sollte doch die gleiche Wohl¬
that zu theil werden, wie den bisher in den Priuatanstalten Verpflegten.

Der Antragsteller will die Frage einer confessionellen Gestaltung der Provinzialanstalten
heute nicht entscheiden, sondern nur die Möglichkeiteiner solchen offen halten, indem er vorschlägt,
zunächst nur für 500 Köpfe Fürsorge zu treffen. Stellt sich später heraus, daß eine confessionelle
Scheidung insbesondere wegen der Erziehungsmethode der jugendlichen Kranken nothwendig sei,
würde man leichter dazu gelaugen, wenn man einer Anstalt für nur 500 Köpfe gegenüberstehe.
Die Zahl von 500 Köpfen ist vorgefchlagen, weil etwa auf 200 Köpfe jährlicher Zugang zu
rechnen ist, die dann 2 Jahre lang zum Heilversuchin der Anstalt bleiben könnten.

Der Landesdirektor erklärte, an sich kein Bedenken gegen eine vorläufige Beschränkung
der Anstalt für Elpilcptikcr auf 500 Köpfe zu hegen, hob jedoch hervor, daß diese Anstalt
keineswegs allein für Epileptiker, sondern gleichzeitig für Geisteskrankebestimmt sei und daß
hiernach die Zahl 800 dem Bedürfniß entspreche.

Die Commissionbeschloß darauf, bei dem Vorfchlag des Provinzialausschlusseszu bleiben.
In der verstärkten II. Facheommissionwurde anerkannt, daß man mit Recht der Wärter¬

frage und was damit zusammenhangt,eine besondereBedeutung beizulegenhabe. Um ein besseres
Wartepersonal zu bekommen,hat sich die Commissionden Vorschlägen administrativer Natur im
Wesentlichenangeschlossen. Um bessere Kräfte zu gewinnen nnd auch der Anstalt zu erhalten,
«scheint es erforderlich,einen höheren Anfangslohn zu gewähren, ferner ein Steigen des Lohnes
«ach der Zeit des Dienstes in der Anstalt sowie Aussichtenund Sicherstcllung für die Zukunft.
Dazu kommt das Ihnen vorgeschlagene Prämiirungssystem, darin bestehend, daß dem Wartepersonal
außer dem festen Lohne nach Ablauf einer bestimmten Reihe von Jahren (5) eine Prämie bei
Pflegern von 400, bei Pflegerinnen von 300 Mark gewährt werden soll. Wollen Pfleger oder
Pflegerinnen sich dauernd diesem Berufe widme» und sie erweisen sich als geeignet,so kann diesen
Personen bei guter Führung und zufriedenstellenden Leistungeneine etatsmäßigeStelle als „Stations¬
pfleger" mit Veamtcnqualitat und Pensionsberechtigungverliehen werden.
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Von der Errichtung von Wärterschulensieht der Provinzialciusschußab, überläßt es viel¬
mehr den Direktoren, sich ihr Personal selbst auszubilden und für geregeltenFachunterrichtin den
einzelnenAnstalten Sorge zu tragen.

Der Vermehrung des Aerztepersunalsstimmte die Commissionzu. Bezüglich der ministe¬
riellen Anweisungvom 20. September 1895, betreffend die Prwatanstalten (Seite 26? der An¬
lagen), gab ein Mitglied der Commission dem Wunsche Ausdruck, der Prouinzialausschnßmöge dafür
Sorge tragen, daß dieselben mit möglichster Schonung Anwendung finden möge, sowohl bezüglich
der polizeilichenMaßnahmen wie auch der gefordertenZahl der Aerzte, Der Herr Landesdirektor
sagte dieses zu.

Zu dem Antrage 5 beantragte ein Mitglied der Commissionzu Seite 40 Abschnitt1,
betreffend die Dienstvorschriftenfür die bei den PrivatIrrcnanstaltcn anzustellendenAerzte: „die
Ernennung und Entlassung der Aerzte erfolgt durch deu Vorstand der betreffendenAnstalt und
bedarf der Bestätigung des Lcmdesdirektors". Er bemerkte, daß er diesen und die folgendenAn¬
träge zu den Dienstvorschriftender bei den Privat-Irrenanstalten anzustellenden Aerzte aus folgenden
Gründen zu stellen habe. Seines Erachtcns müsse der Arzt von dem Geuossenschaftsvorstmide
bezw. dem Prouinzialverein für innere Mission möglichst nnabhängig gestellt sein. Nur dann sei
eine geordnete Irrenpstegc möglich, wenn dieselbe in erster Linie von einer aus einer wissenschaft¬
lichen Grundlage beruhenden Ueberzeugung und dem sachverständigen Ermessen getragen sei. Letzteres
sei aber nur bei dem Arzte und nicht bei dem Genossenschaftsvorstande bezw. dein Prouinzialuerein
für innere Mission zu finden. Aus diesen Gründen sei es nothwendig die Annahme und ins¬
besonderedie Entlassung des Anstciltsarztcsder Bestätigung durch den Landcsdirektor zu unterwerfen.

Der Landesdirektorwendet hiergegen Folgendes ein:
Die in den Normativbestimmungeubezw. in den Dienstanweisungenfür die Aerzte an

den von der Provinz benutztenPrivatanstalten enthaltenen Vorschriften seien durch die in Folge
des AlexianerprozesseserlasseneministerielleAnweisung über Einrichtung, Leitung und Beaufsichti¬
gung von Prwatanstalten vom 20. September 1895 gegenstandslos geworden. Nachdem die
Staatsregierung auf Gruud des ihr zustehendenAufsichtsrechtes über die Privat-Irrenanstalten die
erste Frage sowie die Beaufsichtigungdieser Anstalten in eingehenderWeise geordnet habe, sei für
die Provinzialverwllltung die Nothwendigkeitzur Mitwirkung bei Anstellung und Entlassung der
Aerzte sowie bei Beaufsichtigungder Privatanstalten in ärztlicher Hinsicht fortgefallen. Der Pro-
viuzialausschuß habe deshalb beschlossen, die bezüglichenBestimmungen der Normativvorschriftcn
außer Kraft zu setzen, weil nicht von zwei Seiten in derselben Frage die Aufsicht geführt werden
könne, ohne die Gefahr zu Couflikten herbeizuführen und die Verantwortlichkeitabzuschwächen.
Wenn die Commission anderer Ansichtsei, vielmehr die Mitwirkung der Provinz bei Anstellung
der Aerzte beibehalten wolle, so könne doch die vorgeschlagene Bestätigung durch den Landesdirektor
nicht eintreten, weil die Bestätigung der Ausfluß eines obrigkeitliche» Aufsichtsrechts sei, welche der
Provinzialvcrwaltung nicht zustehe; die Bestätigung stehe vielmehr der staatlichen Aufsichtsinstanz
zu und sei der Letzterenauch in dem Ministerialreskriptvorbehalten.

Der Antragsteller ändert daher seinen Antrag dahin,
„daß die Annahme und die Entlassung der Aerzte nur mit Zustimmung des Landes¬
direktors erfolgen könne".

Es sei dies entschieden eine größere Garantie, wie sie bisher in den Dienstvorschriften vor¬
gesehensei. Ihn schrecke auch nicht der Einwand, daß damit ein Konflikt mit der staatlichen
Aufsichtsbehörde entstehen könne. Habe die Staatsaufsichtsbehürde der Anstellungeines Arztes wider¬
sprochenoder sollte sie die Entlassung eines solchen fordern, so würde der Landest»irektordem in
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den meisten Fällen wohl zustimmenkönnen und ebenso würde die Aufsichtsinstanzsich mit den
dahingehendenWünschen des Landesdirektorseinverstandenerklären, abgesehendavon, daß ihr ein
Recht auf Ernennung oder Forderung der Beibehaltung eines bestimmtenArztes gar nicht zustehe.

Nachdemder Landesdirekorsich mit dem modifizirtenAntrag einverstandenerklärt hatte,
gelangte derselbe mit großer Majorität zur Annahme,

Dasselbe Mitglied beantragte ferner in den Dienstvorschriftenauf Seite 40 (Seite 184
der Anlagen) Nr. 4» den ersten Satz zu fassen wie folgt:

„a. Der Verpflegung der Kranken. Er hat die Beköstigungzu regeln statt zu
controliren".

Der Antragsteller bemerkte zur Motivirung: seines Emchtens sei es unbedingt nothwendig,
dem Arzte einen maßgebenden Einfluß auf die wirthschaftlicheVerwaltung der Anstalt einzuräumen,
die gewinne er, wenn er die Beköstigung der Kranken regele und nicht blos beaufsichtige. Falls
eiu Zweifel über die Art der Beköstigungauftauche, fo müsse in erster Linie das sachverständige
Urtheil des Arztes entscheiden. Gegen diese Entscheidung diejenigedes Landesdirektorsanzurufen,
müsse selbstverständlich dem Genossenschaftsvorstaude überlassenbleiben. Gegen diese Ausführungen
wurde von einem anderen Mitgliede eingewendet, daß dadurch der Lcmdesdirektorin die Lage
käme, sich in die Privatangelegenheiten der Anstalten zu mischen. Das Verhältniß des Lcmdes¬
direktors zum Anstaltsvorstaud sei durch Vertrag geregelt uud über dessen Erfülluug habe nicht
der Arzt, sondern der Anstaltsuorstand zu entscheiden. Lege man die Entscheidungin die Hand
des Arztes, so greife man dadurch iu die Rechte des Anstaltsvorstandesin unzulässigerWeise ein.

Seitens des Antragstellers wurde hiergegen indessen bemerkt, daß dem Arzte unbedingt
ein Einfluß auf die wirthschaftliche Verwaltung der Anstalt gebühre und daß ihm dieser nur auf
dem von ihm angegebenen Wege gesichert werden könne. Er gebe anheim, seinem Antrage den von
dem Landesdirektorvorgeschlagenen Zusatz zu geben, „innerhalb des Normalbeköstigungsplans".Mit
dieser Beschränkunggelangte der Antrag zur Annahme.

Von Seiten desselbenAntragstellers wurde zu Nr. 4« auf Seite 41 (Seite 185 der An¬
lagen) der Antrag gestellt, diesen Paragraphen zu fassen wie folgt:

„Leistungen des Pflegepersonals, Er hat auf die Auswahl uud Vertheilung des
Pflegepersonals für die einzelnen Stationen, sowie für die einzelnenDienstzweigezu
achten, Wärter und Wärterinnen, welche von dem Anstaltsarzt als für die Irrenpflege
ungeeignet erachtet werden, müssen vorbehaltlichder Anrufung des Landesdirektorsvon
dem Anstaltsuorstand abgelöst werden".

Zur Begründung bemerkt der Antragsteller, daß die Wärterfrage die wichtigstebei der
ganzen Irrenfrage sei. Nur allein der Anstaltsarzt könne entscheiden, ob ein Wärter für die
Irrenpflege geeignetsei oder nicht. Nur danu, wenn dem Arzt diese Befugniß eingeräumt werde,
würden Vergehungen,wie sie in Mariaberg zu Tage getreten seien, in Zukunft vermiedenwerden.

Von Seiten des Landesdirektorswurde bemerkt, daß er prinzipiell auf dem Standpunkt
des Herrn Antragstellers stehe und daß in diesem Sinne auch die bezügliche Vorschrift der
Normativbestimmungenaufgefaßt und gchandhabt werde. Es sei deshalb auch nicht nöthig, eine
so scharfe Fassung, wie der Abgeordnetevorgeschlagen,zu wählen, zumal die Anstaltsvorstände
möglicherweise au derselben Anstoß nehmen würden. Er beantragt daher, anstatt des Schlußwortes
„zu beantragen" zu setzen „vorbehaltlichder Entscheidungdes Landesdirektorszu verlangen".

Der Antragsteller widersprachdiesem Vorschlagdes Landesdirektors,sein Antrag sei klarer,
stelle die Befugniß der Anstaltsärzte, die Pflegekräfteanzustellenaußer Zweifel, während man bei
dem Vorschlage des Landesdirektors diese immerhin noch in Zweifel ziehen könne. Er bäte es
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bei seinen: Antrage zn belassen. Bei der Abstimmungwurde der Antrag des ücmdesdirektorsmit
großer Mehrheit angenommen.

Von Seiten desselben Antragstellers wurde zu Nr. V der Anträge des Prouiuzial-
ausschnsses, Nr. 11 der Drucksachen Seite 30 (Seite 175 der Anlagen), beantragt, den Prouinzial-
ausschuß zu ersuchen, in Erwägung zu nehmen, ob nicht die Verwendung geistlichen (katholischen oder
evangelischen) Pflegepersonals in den Provinzialanstalten zu ermöglichen ist.

Zur Begründung bemerkteder Antragsteller, durch seine früheren Anträge zu den
„Dienstvorschriften für die bei den Privat-Irrenanstalten anzustellenden Aerzte,
bezüglich der diesen Anstalten seitens des Landesdirektors der Nheinprovinz über-
wiesenenKranken"

habe er mehrere Antrage gestellt, welche alle den Zweck hätten, die Stellung des Anstaltsarztes
zu kräftigen. Er wolle die Anstellung und Entlassung des Arztes möglichst unabhängig machen
von dein Anstaltsuorstand (Vorstand der Genossenschaft, Provinzialuerein für innere Mission), er
wolle seine Entlassung und Anstellungnur zulassenmit Zustimmung der Prouinzialverwaltung,
er wolle ihm einen Einfluh einräumen auf die ökonomische und wirtschaftliche Verwaltung der
Anstalt dadurch, daß er die Beköstigungder Kranken nicht blos zu controliren, sondern zu regeln
haben wird, er wolle den Anstaltsarzt endlich dadurch besonders stärken, daß er das Wärter¬
personal in Bezug auf seine Pflegethätigkeit lediglichdein Arzt unterstelle. Dieser habe in erster
Linie (vorbehaltlichder Anrufung des Landesdirektors) zu entscheiden,ob ein Wärter oder eine
Wärterin für die Irrenpflege geeignet ist. Leider habe die Commission in letzterer Beziehung
feinem Antrage nicht in vollem Umfange stattgegeben.

Aus dieser seiner Stellungnahme zn den Anstaltsärzten einerseits und dem Pflege¬
personal andererseits habe man mit Unrecht geschlossen, als ob er — der Antragsteller — ein¬
genommen sei gegen das geistliche Pflegepersonal und das weltlichebevorzuge. Letzteres sei nicht
der Fall. Er habe nur hervorgehoben,daß beide, geistliche und welllichePfleger, Menschenseien
und Fehler hätten, im Uebrigen verkenne er nicht die segensreiche Thätigkeit des geistlichen Pflege¬
personals auf dem Gebiete der Krankenpflegeim Allgemeinenund dem Gebiete der Irrenpflege
im Besondern.

Um diesem Verdachte entgegenzu treten, habe er seinen oben mitgetheilten Antrag gestellt.
Er halte die Frage, ob die Verwendung geistlichenPflegepersonals in Provinzial¬

anstalten möglichsei für eine Frage, die der Prüfung werth sei.
In erster Linie kommt das Urtheil der sachverständigenAerzte in Betracht. Diese hätten

sich allerdings in einem seinen Antrag verneinenden Sinne geäußert, allein dies sei alles geschehen
unter dem Einfluß der früheren Kämpfe und eine erneute Prüfung daher nicht ausgefchlossen.

Diese solle sich darauf beziehen,ob nicht alle oder einzelneder jetzt bestehenden Genossen-
schafts-Pflegeanstaltenunter Beibehaltung des bisherigen geistlichen Pflegepersonals
von der Provinz übernommen werden könnten, ob nicht auch weiter geistliches Pflegepersonal in
den Provinzialanstalten verwendet werden tonne.

Er bäte den Provinzialausschuh, diese Frage unparteiisch zu prüfen und vor allem die
Herren Aerzte hierüber zu hören.

Gegen den Antrag sei eingewendet, daß dadurch die Provinzialanstalten einen con-
fessionellen Charakter erhalten mühten.

Dies halte er nicht für zutreffend. Er sähe nicht ein, warum nicht ein geisteskranker
Katholik von einer evangelifchenDiakonissin gepflegt werden könne, und was entgegenstehe,die
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Pflege eines geisteskranken Evangelischen einer Nonne anzuvertrauen. Sollte aber eine confessionelle
Trennung der Anstalten durch die Ausführung des Antrages nothwendig werden, so würde immer
zu erwägen bleiben, ob die Nachtheile dieser Trennung nicht durch andere Thatsachen auf¬
gewogen würden.

In erster Linie müßten diese Frage die Aerzte entscheiden. Falls der Arzt die Ent¬
scheidung über die Qualifikation des einzelnenPflegers in der Hand habe, halte er die Bejahung
der Frage durch die Sachverständigen nicht für ausgeschlossen.

Die Commissionbeschloß, diesen Antrag dem Provinzialausschußzur Erwägung zu geben.
Die verstärkteII. Fachcommission steht der Anstellung eiues Landespsychiatcrszustimmend

gegeuüber,ebenso den Vurschlägcu bezüglich der Entlastung des Austaltsdirettors von oen Verwaltungs»
geschäftcn. Diese Einrichtung jull vorläufig nur für Bouu eintreten und bei der neu zu erbauenden
Anstalt. Auch den Rcglemcntsäuderungeugab die Commissiuu ihre Zustimmung und beantragt deren
Geuehmignngdurch den Prouinziallaudtag. Somit würde durch Annahme der Anträge Ihrerseits
eine Mehrbelastung der Provinz durch folgende Zahlen dargestellt:

1. Erweiterung von Grafenberg und Merzig ..... 1280 000 Mark
2. Neubau einer Provinzial'Irrenanstalt ....... 3 200000 „
3. Station für irre Verbrecher.......... 160000 „
4. Bauliche Verbesserungenin den Provinzial-Irrenanstalten 550000 „

in Summe 5 190000 Mark.
Außerdemkommen hinzu noch vorschußweiseZahlungen, die zur Vorbereitung der Vorschläge

bereits geleistet werden müßten und zwar für Grundftnckscrwerbung,die im Interesse der Erweiterung
lmd besseren Entwässerungder Proviuzial-Irrenanstalteu nothwendigwaren 162103 Mark 13 Pfg.,
ferner Ausgaben für besondere technischeKräfte zur Vorbereitung der Projekte «., Reisekosten der
Commission,Sachverständige,Druckkosten nnd andere sächliche Kosten 26 665 Mark 51 Pfg,, fodaß
sich also die insgesammt vorzusehende Belastung belauft auf abgerundet 5 390000 Mark, wozu die
dem nächsten Proviuziallandtage vorzulegendenKostenanschlägeder Anstalt für Epileptiker und
Geisteskrankezu 800 Köpfen mit etwa 3 200000 Mark treten werden, sodaß im Ganzen etwa
8 590000 Mark aufzuwendensind.

Wie Sie sehen hat sich die Commission im Wesentlichen den Darlegungen und Anträgen
des Provinzilllausschussesangeschlossen. Ich beantrage im Namen der verstärkten II. Fachcommission
die Geuehmignngder Ihnen vom Provinzialausschußvorgelegte«Auträge, sowie derjenigen Anträge
und Resolutionen, die Ihnen in Nr, 8? der Drucksachen zugestelltsind, (Beifall,)

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung und gebe zunächst Herrn Abgeordneten
Zweigert das Wort,

Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Nachdem wir uns in der Generaldebatte
darüber verständigt haben, daß der Weg, den der Provinzialausschußmit der uns jetzt vorliegenden
Vorlage einschlägt,der richtige ist, will ich auf den Streit, ob dieser Weg ein anderer ist wie der
frühere, nicht wieder zurückkommen, sondern auch meinerseitsIhnen die Annahme der Anträge der
Fachcummissiouwarm z empfehlen mit der »einzigen Ausnahme der Abäuderung, welche ich mir
gestattet habe zu beantragen und die sich gedruckt in Ihren Händen befindet.

Meine Herren! Die Arbeiten der Commission haben sich, wie Sie aus den Anträgen, die
Ihnen vorliegen, ersehen und wie Sie aus dem Referate» des Herrn Dr, Venn entnommen haben
werden, im Wesentlichenum die Frage der Stellung des Arztes gedieht und zweitens um die
Wärterfrage.
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Bei der Stellung des Arztes ist von Seiten der Commissionbeschlossen, daß bei den
Privat-Pflegcanstlllten die Anstellung des Arztes fernerhin nicht wie bisher bloß „im Einver¬
nehmen" mit dem Landesdirektor, sondern ferner nur mit seiner Zustimmung erfolgen dürfe,
und daß dasselbe hinsichtlich der Entlassung gilt. Was die Annahme des Arztes betrifft, so lege
ich für meine Person auf die Zustimmung des Landcsdirektors nicht den erheblichenWerth, weil
bereits im Z 18 der von dem Herrn Minister erlassenenInstruktion ausdrücklicherklärt ist, daß
zur Anstellung des Arztes die Genehmigung der Ortspolizeibehörde,die nicht ohne Zustimmung
des Regierungs-Präsidenten ertheilt werden dürfe, erforderlich sei. Ich halte es aber immerhin
doch für wünschenswert!),daß derjenige Beamte, welcher im Wesentlichendie Kosten der Anstalt
bezahlt, auch bei der Anstellung des Arztes einen wesentlichenEinfluß ausübt.

Was die Entlassung des Arztes betrifft, so regelt darüber die ministerielleInstruktion
lediglich den Fall, daß ein Arzt sich als für die Stellung nicht gewachsen erweist; sie sagt in
dieser Beziehung, daß die Genehmigung der Ortspolizeibehörde bezw. des Herrn Regierungs¬
präsidenten zurückgenommen werden könne, wenn die Unrichtigkeitder Nachweife— nämlich über
feine Befähigung — dargethan wird, auf Grund deren sie ertheilt worden ist, oder wenn aus
Handlungen oder Unterlassungen des Arztes sich dessen Unzuverlässigkeitin Bezug auf die ihm
übertragene Thätigkeit ergiebt. Dagegen regelt die ministerielleInstruktion den Fall gar nicht,
daß ein durchaus zuverlässiger Arzt, ein Arzt, welcher seiner Aufgabe völlig gewachsen ist, von
dem Anstaltsuorstand entlassen werden soll, aus Gründen, die mit seiner ärztlichen Thätigkeit an
sich nichts zu thun haben, vielleicht weil er allzu scharf auf die Einhaltung der ministeriellen
Anweisungenhält, weil er allzu scharf seine eigenen Rechte in Anspruch nimmt, die Beköstigung
der Kranken zu regeln u. s. w. Gerade die Competenzfragen sind in der Irrenpflege die
wichtigstenund diejenigen, welche die Stellung des Arztes so außerordentlich zweifelhaft machen,
Fragen, die die Anstaltsvorstände zum Theil bestimmt haben, die Aerzte widerruflich oder mit
ganz kurzen Kündigungsfristen anzustellen. Ist dies geschehen,so ist dadurch die Stellung des
Arztes zum Anstaltsvorstande zu einer durchaus unfreien geworden. Diese Fragen regelt der
§ 18 der ministeriellen Anweisung nicht, und doch ist es dringend nothwendig, dem Anstaltsarzt
auch den Genossenschaftenund dein Verein für Innere Mission gegenüber das nöthige Rückgrat
zu verleihen, daß er nicht nöthig hat, jedem Wunschedieser Vorstände nachzukommen.Um dies
zu erreichen, ist beantragt worden, daß auch seine Entlassung vom Genossenschaftsvorstandenur
mit Zustimmung des Landesdirektors erfolgen könne. Diese Zustimmung wird der Landcsdirektor
zweifellos in allen denjenigen Fällen ertheilen, in denen sie berechtigterweise von dem Anstalts¬
vorstände gefordert werden kann.

Meine Herren! Es ist sodann i» der Commissionbeschlossen worden, daß der Anstalts¬
arzt die Verpflegung der Kranken, die Beköstigungnicht nur zu controliren, sondern seinerseitszu
regeln habe. Ich meine, daß diese Vorschrift bereits nothwendig war in Folge der ausdrücklichen
Bestimmung der ministeriellen Anweisung, welche im § 19 Nr. 3 die Vorschrifthat: „Sache des
Arztes ist die Anordnung der einzelnen Kranken zu gewährenden besonderen Kost und Ver¬
pflegung". Darin liegt, daß der Ansialtsarzt auf die Verpflegung der Kranken und damit auf
das gesummte wirthschaftlicheGetriebe der Anstalt einen maßgebenden Einfluß auszuüben hat.
Nur dadurch, daß Sie den Anstaltsarzt mitten in die wirthschaftlicheVerwaltung der Anstalt
hineinfetzen,daß sie ihm ein lebendiges Interesse auch an ihrer wirthschaftlichenEntwickelung
geben, werden Sie ihn zu einem wirklichenLeiter der Anstalt machen.

Ich bitte daher, auch diesem Antrage Ihre Zustimmung zu geben.
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Unter Nr. o der Anweisung^ist sodann gesagt, daß der Anstaltsarzt auf die Auswahl
und Veitheilung des Pflegepersonals sin die einzelnenStationen und für einzelneDienstleistungen
zu achten und uöthigenfalls die Ablösung eines für die Irrenpflege etwa nngeeignetenWärters
oder eiuer Wärterin zu beantragen habe. Meine Herren, bei wem er es zu beantragen habe, ob
bei dein Anstaltsvorstandeoder bei dem Lnudcsdirektor, wer darüber zu entscheidenhat, ob der
Anstaltsvorstand oder der Landesdirektor,nnd was nnn eigentlich wird, wenn der Anstaltsvorstand
sagt: ich entlasse diese Wärterinnen oder ich löse diesen Wärter nicht ab, ob der Landesdirektor
dann sagen kann: ich verlange diese Ablösung nnd ob diesem Antrage des üandesdirektors stattge¬
geben werden muß, darüber steht iu der Instmktion kein Wort und auch die ministerielle Anweisung
hat in dieser Richtung nur die eine einzige Vcstimmung:

„Der Unternehmer" — das ist nämlich der Genosscnschaftsvorstandoder der Verein
für Innere Mission — „hat dem leitenden Arzte folgende Obliegenheiten zn über¬
tragen: 4, die Bestimmungenüber die gcsammte Thätigkeit des Wärtersiersonals,soweit
es sich nm die Krankenpflegehandelt".

Man kann allerdings daraus wohl schließen, daß nach der ministeriellenAnweisungdem
Anstaltsarzt die Vefuguiß übertragen werden muß, den einzelnen Wärter von jeder Krankenpflege»
thätigkeit zu suspendiren; aber ob die Bcfngniß des Arztes foweit geht, die Ablösung des Wärters,
seine Entfernnng aus der Anstalt selbst zn beantragen, kann nach den vorstehendenVorschriften
zweifelhaftsein.

Nun war der Herr Landesoirektorin der Commissionmit mir einverstanden,daß es ohne
allen Zweifel sei, daß der Wärter, der sich als ungeeignet erwiesen habe, nach dem Urtheil des
hierfür allein zuständigen Anstaltsarztes, entlassen werden müsse, Er meinte aber, die Fassung, wie
ich sie in der Commission bereits beantragt habe nnd wie ich sie hier wiederhole, sei zn scharf.
Ja, meine verehrten Herren, Schärfe thut niemals etwas, wenn dadurch Klarheit herbeigeführt
wird. Was heißt es, wie die Commission beantragt hat: „Der Anstaltsarzt hat vorbehaltlichder
Cutscheiduugdes Laudesdirektors die Ablösung eines ungeeignetenWärters zu verlangen?" Er hat
sie zu vcrlaugeu! Das ist nicht viel anders, als wie: er hat sie zu beantragen. Ich will zugeben,
daß, wenn ich etwas verlange, ich dann ein Recht haben mnß, es zu bcautragen, aber das steht
da eigentlich schon drin. Ob diesen: Antrage stattgegeben werden muß und was zu erfolgen hat,
wenn dem Antrage nicht stattgegeben werden muß, darüber sagt der Autrag des Herrn Landes¬
direktors nichts und deshalb meine ich: wenn man will, daß der Genossenschaftsvorstand gehalten
ist, einen Wärter zu entlassen, wenn er sich als ungeeignet erweist, dann muß man es auch so
fassen, wie es in meinem Antrage geschehen ist:

„Wärter und Wärtcriuucn, welche von den: Anstaltsarzt als für die Irrenpflege unge¬
eignet bezeichnet werden, müssen von den: Anstaltsvorstand, vorbehaltlich der Cntscheidnng
des Landesdirektors, abgelöst werden".

Nur dann ist das Verhältniß des Arztes zu den einzelnen Wärtern und Pflegern klar
geregelt, nur dann weiß der Arzt, was er zn thnn hat, und der Anstaltsvorstand, bezw. Gcnossen-
schaftsvorstandist gegen übermäßige Ansprüche und unberechtigteAnforderungen des Arztes durch
die Anrnfung des Landesdirettors vollständig geschützt. Meine Herren, ein Genossenschaftsvorstand,
der sich dieser Bestimmung nicht unterwerfe,: sollte, der sein eigenes Urtheil über das Urtheil des
sachverständigen Arztes setzen sollte und aus diesen: Grunde die weitere Anfncchme von Pfleglingen
ablehnen sollte, hat dadurch meines Erachtcns bereits bewiesen, daß er für die Irrenpflege cm
ungeeigneter ist, und ich würde es gar nicht bedauern, wem, denjenigen Genossenschaftsvorstehern
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und Vorsteherinnen der Innern Mission, welche sich einer solchen Bestimmung nicht fügen wollen,
die Fürsorge für die von der Provinz unterzubringendenKranken abgenommenwürde.

Meine Herren! Wenn nun aber die Frage der Stellung des Pflegepersonals zu den
Anstaltsärzten in dieser scharfenund klar abgegrenzten Weise geregelt ist, wie dies auf Grund
der Beschlüsse Ihrer Commissionund namentlich auf Grund meines erweiterten Antrages geschehen
ist, dann halte ich es für in hohem Grade wünschenswerth und aus diesem Grunde möchte ich
bitten, daß Sie sich auch dem Beschlusse unter « der Anträge anschließen mochten, daß auch in
unseren Provinzialanstalten geistliches Pflegepersonal verwendet wird. Ich für meine Person
stehe niemals an, die Erklärung abzugeben, daß ich im Allgemeinen das geistliche Pflegepersonal,
sowohl das evangelische wie das katholische, auf Grund der langjährigen Erfahrungen, die ich auf
dem Gebiete der Krankenpflegegemacht habe, für ein geeigneteres halte als wie das weltliche
und daß ich es mit großer Freude begrüßen würde, wenn das geistliche Pflegepersonal auch in
den Provinzialanstalten Verwendung finden könnte, alles aber unter der Voraussetzung, daß die
Disposition über das Personal, die Beurtheilung seiner Pflegethätigkeit nicht dem Genossenschafts'
Vorstände, sondern allein dem Anstaltsarzte zusteht. Ich meine daher, daß diese Frage der
Erwägung werth ist und sie hat doch auch eine weitere Seite, die auch der Herr Referent hervor¬
gehoben hat. Ich habe im vorigen Jahre den Weg des Prouinzialausschusses, die Kranken nicht
in eigenen Anstalten, sondern in solchen Anstalten, die von Genossenschaftengeleitet sind, unter¬
zubringen, nicht für den richtigen erklärt. Eine Umkehr auf diesem Wege, eine Uebernahme aller
jetzt im Priuatbesitz befindlichenAnstalten zu beantragen, das wage ich nicht; derart radikale
Anträge kann man nicht stellen; jeder Verwaltungsbeamte wird sich hüten, auf einem Wege, der
einmal beschrittenist, eine plötzliche Umkehr vorzuschlagen. Dagegen, meine Herren, wird der
Antrag der Verwendung geistlichen Pflegepersonals in Provinzialanstalten den Weg der Erwerbung
der einzelnenGenossenschaftsanstaltendurch die Provinz erleichtern. Wenn den einzelnen Genossen-
schaftsuorstandenbezw. den Vorständen der Innern Mission gegenüber die Erklärung abgegeben
wird: „wir wollen Euere Anstalten übernehmen, wir belassen aber die gesammte Pflege den
Alexianern, den Nonnen, den Diakonissinnen", so werden letztere viel geneigter sein, die Leitung
und Verwaltung der Anstalten an die Provinz abzutreten, als wenn letzteres nicht der Fall ist.

Es würde dies meines Erachtens der Weg sein der allmählichenUebernahme der Anstalten
in die Verwaltung der Provinz.

Meine Herren! Es ist eingewendetworden, daß dadurch unbedingt eiue Trennung der
Anstalten nach Eonfesstonennöthig werden würde. Der Herr Referent hat Ihnen bereits erörtert,
daß ich in der Commission dies nicht für eine unbedingte Consequenz dieses meines Antrages
erklärt habe. Meines Erachtens wird damit nicht eine vollständige confessionelle Trennung aller
Allstalten herbeigeführt? Er hat Ihnen die Gründe mitgetheilt, aus denen ich diese Ueberzeugung
nicht haben kann. Aber, meine Herren, wenn dies selbst der Fall sein würde, so würden doch
meines Erachtens die Herren Aerzte einmal die Frage zu beantworten haben, ob nicht in der
That die Vorzüge des geistlichen Pflegepersonals diejenigen Nachtheile überwiegen, welche durch
eine confessionelle Trennung herbeigeführt werden. Ich würde mich wie in allen Fällen, die die
Irrenpflege betreffen, in erster Linie dein Urtheile der sachverständigenAerzte unterwerfen. Wie
die Entscheidungder letzteren ausfallen wird, weih ich nicht; bisher haben die Aerzte sich dagegen
geäußert. Daß das geschehen, ist, wie ich glaube, unter dem Eindruckder Kämpfe geschehen, welche
um die Art der Irrenpflege in den letzten Jahren mit größter Heftigkeitspeziell in unserer Provinz
geführt worden sind. Ich hoffe, daß eine nochmalige Erwägung grabe speziell dieses Antrages,
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des letzten, der Ihnen vorliegt, mit dazu beitragen wird, eine Versöhnung herbeizuführenauf einem
Gebiete, auf dem meines Erachtens alle Partheien und alle Coufessionen einig sein sollten. (Beifall,)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat zunächst der Herr Landesdirektor.
Landesdirektor Dr. Klein: Meine Herren! Die Ausführungen des Herrn Oberbürger¬

meisters Zweigert zerfallen in zwei Theile.
Der erste Theil befaßt sich mit Vorschlägenzur Abänderung der Dienstvorschriftenfür die

bei den Privat-Irrenanstalten angestellten Aerzte. In dieser Hinsicht werden drei Vorschläge
gemacht. Ich bemerke vorab, meine Herren, und habe das auch in der Commissionausgeführt,
daß in sachlicher Hinsicht durch diese Vorschlägenicht das allcrmindestean den bestehenden Ver¬
hältnissen geändert wird. (Beifall) Nur die Form ist eine andere, die Sache selbst ist nicht eine
andere. Die geltenden Bestimmungen enthalten die Worte: „die Ernennung und Entlassung der
Aerzte erfolgt durch den Vorstand der betreffendenAnstalt im Einvernehmen mit dem Landes¬
direktor". Herr OberbürgermeisterZweigert hatte zuerst vorgeschlagen,an Stelle des Wortes „Ein¬
vernehmen" „Bestätigung" zu sagen. Ich habe dagegen ausgeführt, daß die Bestätigung der Aus¬
fluß einer obrigkeitlichen Befugniß sei, welche wir nicht hätten, daß aber das Wort „Einvernehmen"
so verstanden worden sei, daß die Ernennung und Entlassung der Zustimmung des Landesdirektors
bedürfe. (Sehr richtig.) Wenn man daran zweifelt, so habe ich absolut nichts dagegen, daß man
das Wort „Einvernehmen" in „Zustimmung" umwandelt, weil ich das für dasselbe erachte und
habe ich deshalb in der Commissionausgeführt, daß man sagen solle „Zustimmung", wenn Sie
Zweifel haben.

Die zweite Aenderung, meine Herren, betrifft den Satz: — der Arzt — „Er hat die
Beköstigungzu kontroliren".

Meine Herren! Diese Bestimmung ist faktisch so gehandhabt worden, daß innerhalb des
Normalbeköstigungsplanesder Geüossenschaftsvorstcmd einen Speisezettel für die Woche aufstellte,
daß dieser Speisezettel dann vom Arzte vom hygienischenGesichtspunkteaus revidirt und unter¬
schrieben und der Beköstigungzu Grunde gelegt wurde, sodah, wenn die Revision kommt, welche
auch die Beköstigungrevidirt, feststeht, daß der Arzt den Zettel für die Beköstigungmit unter¬
schrieben und seine Einwilligung damit bekundet hat. Dies Verfahren, meine Herren, ist wohl
ohne jedes Bedenken für die Kranken und ist auch niemals über diesen Punkt eine Differenz
entstanden. Wenn Sie aber das Wort „Regeln" vorziehen, so ist mir das eben so lieb; ja ich
selbst ziehe das Wort „Regeln" vor, weil es ein deutsches Wort ist und an dem Bestehenden
nichts ändert.

Der dritte Vorschlag betrifft folgenden Satz: „Der Arzt ist berechtigt, nöthigenfalls die
Ablösung eines für die Irrenpflege etwa ungeeignetenWärters oder einer Wärterin zu beantragen".
Hier hat Herr Oberbürgermeister Zweigert ausgeführt, was alles aus diefer Bestimmung folgen
könnte und wie unklar sie sei; allein, meine Herren, wenn man die Bestimmung nimmt, wie sie
im jetzigenReglement steht, und vergegenwärtigt sich dabei das Verhältniß der Ordensgenossen¬
schaften zu unserer Verwaltung, so werden die Bedenkendes Herrn Oberbürgermeisters Zweigert
zerfallen. Die Sache liegt doch einfach. Wenn ein Wärter von dem Arzt für nicht geeignet
befunden wird, fo theilt er dem Anstaltsvorstand dies mit und fordert die Ablösung dieses
Wärters. Folgt alsdann der Anstaltsnorstand nicht, so ist der Arzt verpflichtet,da er ja an den
Landesdirektor über alle die Kranken betreffendenVorkommnisseBericht abzustatten hat, sich beim
Landesdirektor darüber zu beschweren, daß der ungeeignete Wärter bleibt; und dann werden wir
schon einschreiten. Wenn Herr OberbürgermeisterZweigert glaubt, die Instanz des Landesdirektors
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sei nicht Vorgesehen, so kann man zur Ausfüllung an der betreffendenStelle die Worte einfügen:
„vorbehaltlich der Entscheidung des Landesdirektors", um damit zu bekunden, daß bei Meinungs¬
verschiedenheiten zwischen dein Anstaltsvorstandeund dem Arzte die Entscheidungenin der Hand des
Landesdirektors liegen und daß er die Entfernung des Wärters soll verlangen können.

Ich halte zwar eine solche ausdrücklicheVorschrift nicht für geboten, denn, meine Herren,
wenn wir mit den Genossenschaften auf dem Fuße ständen, daß sie uns mit solchen Deduktionen,
wie wir eben gehört haben und wie sie vom juristischen Standpunkte wohl aufgestellt werden,
kämen, dann glaube ich, wäre es besser, daß wir das ganze Verhältniß zu ihnen aufheben
würden. (Sehr richtig!) Ich bin aber der Meinung, daß das Verhältniß, welches auf gegenseitiger
Treue und Glauben beruht, solche Deduktionen gar nicht zuläßt. Die Ordensgenossenschaftensind
uns auch niemals mit derartigen Fragen gekommen und Herr Oberbürgermeister Zweigert wird
auch keinen Fall namhaft machen können, wo ein folcher Zweifel in der Praxis je aufgetreten ist.

Herr Zweigert verlangt nun für die bezügliche Bestimmung eine noch schärfereFassung,
wie die Fachcommissionbeschlossen hat. Ja, meine Herren, wenn sich die Nothwendigkeithierfür
ergäbe, würde ich dafür sein, aber wozu soll man mit scharfen Worten kommen, wenn keine Noth¬
wendigkeit dazu vorhanden ist. Wenn wir die Bestimmung jetzt neu zu erlassen hätten, dann
könnten wir ja vielleicht ohne Bedenken die schärfere Fassung wählen, allein, meine Herren, wir
ändern jetzt das Bestehendeund sagen selbst, in der Sache »vollen wir, wie jetzt die Praxis
gehandhabt wird, nichts Neues. Wenn wir da nun mit solchen scharfen Bestünmnngm kommen,
dann liegt zu nahe, daß man Hintergedanken dabei vermuthet und von der anderen Seite etwas
in diese Bestimmungen hineingelegt wird, was nicht darin liegt. Es wird auf diese Weise zu
leicht Mißtrauen erregt, und das wollte ich durch die Fassung, die nach meinem Dafürhalten
hinreichendklar ist, vermeiden.

Ich resumire mich also dahiu, meine Herren, daß ich gegen die Aenderung von „Einver¬
nehmen" in „Zustimmung" und gegen das Wort „Regeln" nichts zu erinnern finde, anch dagegen
nicht, daß für die Ablösung der Wärter die Entscheidungdes Landesdirektors als maßgebend in
dem letzten Paragraphen hingestellt wird; allein ich halte das für ausreichend,wie die Eummission
auch beschlossen hat.

Der zweite Theil der Ausführungen des Herrn Oberbürgermeisters Zweigert befaßte sich
mit Einführung der geistlichen Pflege in die Prouinzialanstalten. Meine Herren, es ist das eine
Frage, die der ernstesten und eingehendstenErwägung bedarf, eine Frage, gegen welche, wie ich
nicht verkenne, auf der anderen Seite doch manche Bedenken vorwalten, welche zunächsteingehend
geprüft werden müssen, bevor man eine Stellung zur Sache nehmen kann. Ich möchte deshalb
diese Frage heute nur aä rLioronHun! zur eingehenden Prüfung für den Prooinzial-
ausschuß nehmen.

Zum Schlüsse muß ich noch einen Punkt hier berichtigen. Herr Oberbürgermeister
Zweigert hat hier wiederum gesagt, eine Umkehr von dem bisherigen Systeme der Unterbringung
der geisteskranken Pfleglinge wäre nicht möglich, weil die Provinz auf diesem Wege zu weit
gegangen sei. Dem möchte ich nochmals auf das Entschiedenste widersprechenund fühle ich mich
dazu veranlaßt, weil solche Aeußerungen nur zu leicht zu Mißverständnissen führen. Meine
Herren, die Provinz hat die Fürsorge für die unheilbaren Geisteskranken erst seit dem Jahre
1893 und seit dieser Zeit ist Nichts geschehen, wodurch die Provinz für ein Bestimmtes dauernd
eugagirt worden ist. Wie ich glaube, habe ich iu meinem ersten Vortrage ausgeführt, daß im
Falle der Provmziallandtag die sämmtlichenKrankeniu öffentlichen Anstalten verpflegt sehen wolle,
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der Ausführung dieses Beschlussesabsolut nichts im Wege stehe. Wenn Sie, meine Herren, dies
wollen, nun gut, dann beschließen Sie es uud dann werden wir Ihren Beschlußgewissenhaft aus¬
führen und dem nächsten Landtage eine Vorlage zur Erbauung oder Erwerbung der erforderlichen
Pflegeanstlllteu unterbreiten. Ich muß die Verwaltung aber auf das Nachdrücklichste dagegen in
Schütz nehmen, daß ihr nachgesagt wird, daß sie den Landtag in eine Art von Zwangslage gebracht
habe uud daß er deshalb jetzt ciucu Weg, den er für falsch hält, beibehalten müsse. Das ist, wie
gesagt, meine Herren, durchaus nicht richtig; Sie haben es in Ihrer freien Erschließung, ob Sie,
anstatt Geld für die Pflege in Prwatanstalten aufzuwenden,neue öffentliche Pflcgeaustalten bauen
wollen. Herr Oberbürgermeister Zweigcrt sagt, „ich halte dcu Weg für uicht richtig, daß wir
Kraule in Privatanstaltcn pflegen lassen, sondern ich halte öffentlicheAnstalten allein für geeignet".
Herr OberbürgermeisterZweigcrt geht damit über den Rahmen des Gesetzesvon 1891 hinaus.
Diese Frage ist nach meinem Dafürhalten entschiedenwurden bei dem Erlaß dieses Gesetzes.
Damals hat die Stcmtsregiernng, in Ucberstimmung mit dem Landtage der Monarchie, dafür
entschieden, daß die Privatanstalten geduldet werdeu sollten. Das Gesetz von 1891 bestimmt nicht,
daß die der Provinz zur Pflege anheimfallendenIrren in Provinzialcmstalten unterzubringen seien,
sondern in geeigneten Anstalten. Geeignet ist aber, meine Herren, eine jede vom Staate concessionirtc
uud beaufsichtigte Austalt. Andernfalls müßte der Staat die Anstalt schließenund zwar für alle
Kranke und nicht bloß für die Kranken der Provinz. Indem das Gesetz von 1891 ausdrücklich
die Pflege in „geeigneten Anstalten" vorschreibt,hat es der Proviuzialvcrwaltuug überlassen,
geeignetePrwatanstalten zu benutzen— und soviel ich weiß — haben auch alle übrigen Provin-
zialuerwaltnngen das Vorhandene, was in anderen Provinzen allerdings wenig war, benutzt und
keine Provinz hat sich prinzipiell auf den Standpunkt gestellt: wir pflegen ausschließlichin
Proviuzialanstalten.

Ich wiederhole aber, der Weg hierzu steht Ihucn immer noch offen und Sie können die
ausschließliche Pflege in öffentlichenAnstalten beschließen, wenn Sie das für richtigerhalten. Auf
die rein theoretischeFrage lasse ich mich hier nicht ein, daranf, ob das Eine idealer ist wie das
Andere,darauf kommt es bei dieser Frage nicht an, sondernes kommt darauf an, was wir den gegebenen
Verhältnissen gegenüber thun müssen. Diese Verhältnisse haben sich nun in der Rheinprovinz nicht
erst seit dem Jahre 1893, auch nicht seit dem Jahre 1892 entwickelt, sondern sie reichen in ihren
Anfcmgsstadicnbis zum Anfang dieses Jahrhunderts und darüber noch hinaus zurück, seitdem wir
überhaupt eine Irrcnpflege in der Rhcinprovinz haben. Diese historische Entwickelung- und das
habe ich immer behauptet —- töuueu uud dürfen wir uicht iguorircn, wohl aber kann alles ignonrt
werden, was seitens der Provinzialvcrwaltnng auf diesem Gebiete seit dem Jahre 1891 geschehen
ist. (Beifall).

VorsitzenderBecker: Das Wort hat Herr Abgeordnetervou Grcmd-Ry.
Abgeordneter von Grand-Ry: Meine Herren! Eine Meinungsverschiedenheitbezüglich

der Vorlage des Proviuzialausschussesbesteht ja uur in unwesentlichenPunkten.
Die jetzige Vorlage in ihrer Gesammtheit findet, soweit ich die Sache übersehe,die vollste

Zustimmung des Provinziallandtages. Die Resultate der ganzen Berathung thun aber anch dar,
daß die Proviuzialvcrwaltuug den ihr von mancherSeite in der Oeffentlichkeit zu The,l gewordenen
Tadel nicht verdient. .„ ^ < r z. » <

Die Aenderungen, die jetzt vorgeschlagenwerden - und das will ,ch besonders hervor¬
heben - sind nicht so erheblicherArt, daß daraus eine Berechtigung hergeleitet werden könnte,
die früheren Vorschlägezu vcrurtheilen oder sie sogar für die Erlebnisse der letzten Ze,t verant¬
wortlich zu machen.
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Das, was uns in diesem Augenblick beschäftigt, meine Herren, sind vor Allem die Anträge
des Herrn AbgeordnetenZweigert.

Ich bin der Meinung, daß der Herr Abgeordnete Zweigert, der jetzt im Großen und Ganzen
seine Zustimmung zu dieser Vorlage der Provinzicilverwaltunggiebt, auch nicht berechtigt ist, auf
angeblichprinzipielle Unterschiede gegen die früheren hinzuweisen und daraus für sich ein besonderes
Recht der Kritik herzuleiten, da er in früheren Verhandlungen über diese Fragen dem Vorgehen
der Provinzialvcrwaltung seine Zustimmung ebenfalls gegeben hat, ich erlaube mir seine hierauf
bezügliche Aeußerung am Schlüsse seiner damaligen Rede S. 224 zu verlesen, es heißt dort: „Ich
möchte ausdrücklich dagegen Verwahrung einlegen, daß man aus diesem meinem Worte etwa eine
übelwollendeKritik unserer Rheinischen Irrenpflege herleiten konnte; im Gegentheil, ich erkenne gern
und vollständig an, daß unsere Rheinische Irrenpflege sich in durchaus gutem Zustande befindet uud
wir gar nichts in dieser Beziehung zu wünschen übrig haben; nur wollte ich mich wenden gegen
die Kritik der Denkschrift".

Meine Herren! Herr Zweigcrt hat also damals vollständig das als richtig anerkannt,
was vorgeschlagen worden ist, und er stand damit auf dem gleichen Boden mit uns bei der da¬
maligen Beurtheilung der Vorlage.

Was nun die Anträge zu den Bestimmungen, die uns jetzt beschäftigen, betrifft, so will
ich zunächsterklären, daß ich für meine Person denselben durchaus zustimme. Ich bin auch der
Meinung, daß die Stellung der Aerzte eine einflußreiche sein muß. Ich bin ferner der Meinung,
daß der Arzt auf alles das eine Einwirkung und zwar vielfach eine bestimmendehaben muß, was
der Herr Zweigert hier in seinen Anträgen zum Ausdruckbringt, so auf die Bestimmung der Be¬
köstigung, so vor Allem auf die Entlassung und Annahme der Wärter und daß ihm hierfür ein
starker Rückhalt bei der Provinzialvcrwaltuug gegeben werden muß. Die Aenderungen, die Herr
Zweigert vorgeschlagenhat, sind nun nach meiner Meinung hierzu aber gar nicht erforderlich.
Sie sind bei richtiger Interpretation auch schon voll enthalten in dem, was hier von der Provinzial-
Verwaltungvorgeschlagen wird. Der Herr Landesdirektor hat schon fast Alles vorweg genommen,
was sich hierüber sagen läßt. Ich will, um die Verhandlung nicht hinzuhalten, nur ein einziges
hervorhebenund das bezicht sich auf die Betostigungsfrage. Es soll hier der Arzt das Recht der
Bestimmung haben über die Verpflegung inucrhcilb des Normalbeköstigungsplanes. Die Ministerial-
Instrnktion vom 20. September 1895 sagt nun bezüglich der Beköstigung, der Arzt habe „die
Anordnung der einzelnen Kranken zu gewährendenbesonderen Kost und Verpflegung zu be¬
stimmen". Herr Zweigert hat darauf hingewiesen, daß die Ministerial-Instruktion im § 19 Nr. 3
die Grundlage seines Abänderungsantrages bildet für die Regulirung der Betostigungsfrage. Es steht
hiernach dem Arzte die Bestimmungder Kost für einzelne Kranke und in besonderen Fällen zu.

Meine Herren! Nun bestimmtaber die vorgelegteInstruktion: der Arzt soll die Beköstigung
coutroliren und in einzelnen besonderen Krankheitsfällen eine besondere Diät anordnen. Ich
meine, damit wird doch schon vollständig das getroffen, die ministerielle Instruktion will auch
ohne die vorgeschlageneAbänderung das controliren und regeln. Nichtsdestowenigerstehe ich
nun diesen Abänderungen auf ^. und V und auch auf 0, wie sie die Commission vorschlägt,
vollständig zustimmend gegenüber, da ich anerkenne, daß sie eine größere Klarheit schaffen.
Nur dem neuen Antrage möchte ich meine Zustimmung nicht geben. Nach dem Commissions-
vorschlag soll der Arzt die Entlassung eines Wärters verlangen können, der Landesdirektor
entscheiden,ob sie erfolge; nach dem Antrag müsse der Wärter von dem Anstaltsvorstand ab¬
gelöst werden, vorbehaltlichder Entscheidungdes Landesdirektors, also, auch hier, nachdemder Herr
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Landesdirektor entschieden hal. Nun, meine Herren, halte ich doch die erste Fassung für berechtigter,
denn wie wird die Sache verlaufen? Es wird dem Arzte das Verlangen der Ablösung eines
Wärters ausgesprochen,nachdemder Landesdirektor geprüft und entschieden hat, wird die Ablösung
erfolgen oder sie unterbleibt. Nach dem vorliegendenAntrag wird fofort ausgesprochen, er muß
entlassen werden, der Landesdirektor hat aber auch hier, und nicht der Arzt, die Entscheidung,
dies muß betont werden; ich halte daher die Fassung der Commissionwesentlichentsprechender
der ganzen Sachlage.

Der Herr Landesdirektorhat darauf hingewiesen,daß wenn ein so gespanntesVerhältniß,
wie es diesen Vorschlägen zu Grunde läge, gegenüber den Genossenschaftenoder den sonstigen
Privatanstalten bestände, dies eine fehr bedenklicheSituation sei. Ich bin derselben Meinung
und würde den Anträgen nicht zustimmen,wenn ihnen irgend ein feindseligerGedankeuntergelegt
werben könnte.

Ich habe aber schon, glaube ich, darauf hingewiesen, daß kein wesentlicherUnterschied
zwischen den von der Commissionvorgeschlagenen Abänderungen und ursprünglichenBestimmungen
besteht, und daß es nicht nöthig ist, aus den Abänderungen eine Feindseligkeit oder eine Schärfe
gegen die Genossenschaften heraus zu lesen. Deshalb, meine Herren, glaube ich, daß eine Ver¬
bitterung der Verhältnisse daraus nicht folgen wird und daß man sie ohne Bedenken nach dieser
Richtung hin annehmen kann.

Die Stellung der Aerzte, meine Herren, ist hier in besonderer Weise hervorgehobenund
ich kann diese Frage nicht verlassen, ohne meinerseits noch darauf hinzuweisen,daß, wenn man von
Menschlichkeiten spricht bezüglich des Wärterpersonals und dergleichen,man auch ja nicht vergessen
darf, daß die Aerzte auch Menschen sind. (Beifall.) Den Anordnungen der Aerzte möge volle
Achtung und Beachtung zu Theil werden, aber, meine Herren, vergessen wir nicht, daß vielfach
Anordnungen kommen tonnen, die durchaus ungerechtfertigt sind, die au« Stimmungen und
Meinungen hervorgehen. Aus diesem Grunde erachte ich es für nothwendig, meine Herren, der
Provinzialverwaltung doch auch unsere Meinung dahin auszufprechen, daß sie nicht absolut den
Aerzten zu folgen habe, sondern daß sie eigene, unbefangene und reifliche Erwägung bei ihren
Entscheidungenund Beurtheilungen eintreten lassen müsse, sowohl bezüglich der Aerzte, als bezüg¬
lich des Wärterpersonals, als auch bezüglichder Vorstände der Privatanstalten.

Das, meine Herren, halte ich hier für nöthig auszufprechen,unbefchndet der Achtung,
die die Aerzte in dieser Frage in Anspruch zu nehmen berechtigt sind. Meine Herren, die letzten
bedauernswerthen Vorgänge haben zum WesentlichenVeranlassung in dein mangelndenEinfluß der
Aerzte, die hieraus hervorgehende Gegenströmung ist wohl in diesem Augenblickegeneigt, den
Einfluß und die Stellung der Aerzte so hoch zu schrauben, daß doch die Gefahr entsteht, sie
über das nöthige Maß hinaus gehen zu lassen.

Nun, meine Herren, liegt der Antrag des Herrn Zweigert vor bezüglich der geistlichen
Genossenschaften. Herr Kollege Iweigert hat diesen Antrag gestellt und hat ihn eingehend motivirt
in einer Weise, der ich vollkommenbeitreten kann. Er hat sehr vorsichtig— und dem schließe ich
mich auch vollständig an - dem Provinzialausfchuh die Angelegenheitzur Erwägung und Prüfung
vorgelegt und ich meine, sie ist, wie er felbst sagt, und wie der Herr Referent ausgesprochenhat,
wahrhaft der Prüfung werth. Herr Zweigert hat uns mit feinem Antrag die Anschauung
wiederholt, die er in früheren Verhandlungen ausgesprochenhat, und möchte ich ihm bestätigen,
daß es ungerechtwäre, ihm eine feindliche Stellung gegen die Pflege durch geistliche Genossen¬
schaften zuzuschreiben.
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Ich will auf die Wärterfrage nicht eingehen, Sie werden aber, wenn Sie sich über die
Einzelheiten aus früheren Landtagsberichten orientieren, insbesondere auch die Ausführungen des
Dr. Hoppe vom Jahre 1892 in dem Berichte vom Jahre 1895 beachten wollen, nicht verkennen,
daß die Wärterfrage eine sehr bedeutungsvolle und eine der wesentlichstenFragen der ganzen
Irrenpflege ist, und auch die schwierigste. Wenn nun die Provinzialverwaltung aufgefordert wird,
sich noch einmal Klarheit darüber zu verschaffen, ob nicht auch die geistlichenGenossenschaften
mehr herangezogen werden sollen, und vielleicht einzelne Anstalten übernommen werden müssen,
so möchte ich zunächst darauf hindeuten, daß die Frage der Uebernahmeder Anstalten auch dadurch
später vielleichtin eine größere Nähe gerücktwerden könnte, wenn, wie es thatsächlichschon jetzt
ist, die Zahl der Irren weiter wächst und dadurch das Bedürfniß für weitere Anstalten entsteht.

Was nun die Wärter selbst anbetrifft, so ist ja darüber kein Zweifel, daß die Wärter,
wenn sie durch innere Motive zu diesem Berufe geführt werden, doch auch in der That eine
gewisse höhere Garantie bieten, daß sie den Beruf in idealer Weise ausüben. Ich will nicht
einmal das harte Urtheil über die weltlichen Pfleger aussprechen, das von Aerzten in dem schon
erwähnten Bericht gefällt wird. Ich weise sodann darauf hin, — um nicht zu lang zu werden,
gehe ich nicht auf die confessionelle Trennung ein, — daß in Westfalen schon geistliche Genossen¬
schaften in den Anstalten sich befinden. Ich weise vor Allem darauf hin, daß in Elsaß-Lothringen
die Schwestern in den Irrenanstalten thätig sind, und daß dort von allen Seiten von der Ver¬
waltung sowohl wie von den Aerzten das Wirken der Schwestern im höchsten Maße Aner¬
kennung findet.

Gewiß, meine Herren, steht eine Forderung der Provinzialverwaltung nach dieser Richtung
in dein Vordergrund.- das ist die, daß sich die Anstaltenden Anforderungender Prouinzialanstalten
anbequemen, daß die geistlichen Pflegerinnen ihrerseits den Anordnungender Aerzte und der Verwal¬
tung rückhaltlosfolgen. Dies muß geschehen, und ich bin der Meinung, wenn das vielleicht nicht in
dein Maße geschehen ist, — ich spreche das offen aus — wie es wünschenswerthwäre, daß es
doch im Laufe der Zeit sich finden muh; ich würde es von meinem Standpunkte aus mit Freuden
begrüßeil, wenn sich Ordensgenossenschaftenoder geistliche Genossenschaftender Evangelischen
fänden, die selbstlos genug aussprechen: wir treten in eine solche Anstalt ein mit dein Bewußtsein
unseres Berufes, mit dem Willen, unsere Kräfte der Pflege dieser leidendenMenschen zu widmen,
und in dem demüthigen Sinne einer Magd Christi uns als Pstegcriuuen den Anforderungen
dieser Anstalten und den Anordnungen der Aerzte und der Verwaltung zu unterwerfen.

Ich hoffe, daß, meine Herren, im Laufe der Zeit diese Auffassung Geltung erlangen
wird. Sie besteht — das betone ich — in Elsaß-Lothringen, wie ich dieser Tage Gelegenheit
gehabt habe, aus autoritativein Munde zu hören. Ich hoffe, sage ich, es wird diese Gesinnung
innerhalb der Genossenschaftender Evangelischen sowohl wie der Katholischenlebendig werden,
und ich meine, wenn dies der Fall ist, so würde die Provinzialverwaltung gewiß keinen Anstand
nehmen können, die geistlichePflege auch in ihren Anstalten einzuführen. Dein Ganzen würde
damit wesentlichgedient werden.

Meine Herren! Aus diesen Gesichtspunktenbitte ich die Provinzialverwaltung dringend,
die Sache wohlwollendund vorurtheilslos zu prüfen, ohne irgend welche Voreingenommenheit,wie
das auch schon vorher verlangt worden ist. Wenn dies geschieht, wenn bei Berücksichtigungder
Tüchtigkeit der Kräfte abgewogen wird, welche Vortheile auf der einen Seite und welche Nachtheile
auf der anderen bestehen,dann, hoffe ich, wird der Beschluß heute ein segensreicherwerden für
die Entwickelungunserer Provinzialmlstalten.



40. RheinischerProviuziallaudtag, ?. Sitzung am 16. März 1897. 201

In diesem Sinne, meine Herren, bitte ich Sie: nehmen Sie das, was die Commission
Ihnen vorlegt, an und lassen Sie eine weitere Aenderung nicht eintreten; lehnen Sie den letzten
Antrag des Herrn AbgeordnetenZweigert ab. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteZweigert.
AbgeordneterZwcigcrt: Meine Herren! Ich muß, wenn auch die Zeit bereits etwas

vorgerückt ist, mit wenigen Worten auf die Ausführungen antworte,,.
Der Herr Landcsdirektorhat gegen meine,, Antrag augeführt, daß er zwar dasselbe bedeute,

daß er auch au sich gar keine Bedenkenhätte, es sei aber nicht nöthig, es ginge auch so uud er
hat zum Schluß baun gesagt, das Verhältniß der Provinz zu den einzelnen Gcnossenschafts-
vorständcn beruhe auf Vertrauen, und gegenüber diesem Vertrauen bedürfe es einer derartigen
Vorschriftnicht.

Nun, meine Herren, der Herr Landcsdirektorverkennt immer die Intcutioucn, die mich
bei den Anträgen geleitet haben, Nicht um das Verhältniß des Herrn Laudesdirektors znm
Gcnossenschaftsvorstande zu regeln, sundern nm dem Arzte zu sagen, was er verlangen kann, um
dem Arzte ganz klar zu „lachen, welche Stellung er gegenüberdem Gciwsseuschaftsvorstandc hat,
ist der Antrag gestellt und alles Vertraue« zwischenLandcsdirektor und Genossenschaftsvorstand
kau» dieses Bewußtsein dem Anstaltsarzte nicht geben

Wenn dann der Herr Landcsdirektorauch heute wiederum Vcrwahruug dagegen eingelegt
hat, daß ich von ciuer Umkehr in der Irrcnpflcge gesprochenhabe, so muß ich heute, wie
schon so oft wiederholen,daß ich diesen Ausdruckaufrecht erhalte; ich habe aber nicmals vuu ciuer
Umkehr der Irrcnpflcge allein der Pruviuzialverwaltuug gesprochen,sunderu von einer Umkehr
der Rheinischen Irrcnpflcge, welche ebensowohl umfaßt die Art und Weise, wie die Gemeinden
ihre Irrcnpflcge ausgeübt haben, als auch die Art und Weise, wie die Provinz sie ausgeübt
hat uud die Verwahrung des Herrn Laudesdirektors,daß er seit 1891 nichts an der Sache habc
ändern können, trifft daher meines Erachtens die Sache gar nicht. Der Vorwurf, den ich gegen
die Irrcnpflcge gerichtet habe, trifft die Rheinische, sowohl die der Gemeinden, wie der Provinz.

Wcnn dann der Herr von Grcmd-Ny ans meine vorjährigen Aeußerungeneingegangenist
und erklärt hat, daß ich gar kein Recht hätte, Kritik zu üben an der RheinischenIrrenpflcge, weil
ich im vorigen Jahre meine Zustimmung erklärt hätte, so möchte ich den Herrn von Grand-Ry
doch bitten, meine vorjährigen Worte noch einmal zu lesen. Er wird daraus crschcn, daß man
wohl über dic Wege streiten kann, die man einschlagensoll. Man kann dcu ciucn Weg für den
richtigen uud deu andern für den falschen halten. Trotzdem aber kann man der Ansicht sei», daß
auch der falsche Weg sich im ordnungsmäßigen Znstande befindet. Er ist nnr weiter, er ist unbe-
qnemer, er hat Mängel auderer Art, aber er befindet sich trotzdem in ordmmgsmäßigemZnstande,
man kann mit ihm znfricden sein und ich habe nnch beim vorigen Male nur erklärt, daß ich die
Art des Vorgehens der Provinz hinsichtlichder Anstalten der Genossenschaften für falsch halte.
Daß ich damit aber lein abfälliges Urtheil über dic Qualität der Genosscnschastsanstaltenabgeben
wollte, das habe ich voriges Jahr ebenfallsbehauptet und das wiederholeich auch heute. Darin
liegt durchauskein Widerspruch und das berechtigtmich auch, meine vorjährigeKritik zn wiederholen.

Meine Herren! Ich bitte daher nochmals: machen Sie ganze Arbeit, stellen Sie das
Verhältniß des Anstaltsarztes klar, indem Sic meinen Antrag annehmen, dcr zwcifcllosden Vorzug
der Klarheit hat und dem von keiner Seite als einem „„richtigen widersprochen worden ist.

Vorsitzender Becker: Es ist ein Antrag ans Schluß der Verhandlung eingegangen. Es
hat sich auch Niemand weiter zum Worte gemeldet. Ich kann daher die Verhandlung schließen.
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Meine Herren! Wir kommenzur Abstimmung.---------
Zunächst frage ich den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort wünscht.— Den

zweiten Herrn Berichterstatter! (Berichterstatter AbgeordneterConzc: Ich verzichte!)
Dann, meine Herren, kommenwir zur Abstimmung. Die einzige Meinungsverschiedenheit,

die mir vorzuliegen scheint, besteht zwischen der Fassung, welche die Commissionselbst vorschlägt
und dem Antrage Zweigert, der den betreffendenPassus schärfer fassen will, also sich als ein
Abänderungsvorschlagzu dem Vorschlage der Commission darstellt Nach meiner Ansicht muß
deshalb über deu Antrag Zweigert zunächstabgestimmtwerden und zwar dahingehend,ob für den
Fall der sonstigen Annahme des Commissionsantragesdie Fassung Zweigert gewählt werden soll,
— Bedenken gegen diesen Vorschlagwerden aus dem Hause heraus nicht erhoben. Dann werde
ich danach verfahren und bitte diejenigenHerren, welche für den Fall der sonstigenAnnahme des
Commissionsantragcsden Antrag Iwcigert annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das
ist die Minderheit. Der Antrag Zweigcrt ist abgelehnt.

Wir kommensodann zu der Abstimmung über den Commissionsantrag,ich bitte diejenigen
Herren, welche den Commissionsantrag,also den Antrag Ihrer II. Fachcommissionannehmen, mithin
die letzten Worte des ursprünglichenVorschlages des Provinzialansschussesdahin abändern wollen,
daß gesagt wird: „vorbehaltlichder Entscheidungdes Landcsdirektors zu verlangen", welche diesen
Antrag Ihrer Commission annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht.) Das ist die große
Mehrheit. Der Antrag ist damit angenommen.

Dann darf ich wohl ohne weitere Abstimmung feststellen, daß Sie auch den übrigen
Anträgen Ihrer Commissiondie Zustimmung ertheilen.

Das Wort hat noch Herr Abgeordneter Conze.
Berichterstatter Abgeordneter Conze: Ich möchte mir erlauben, darauf hinzuweisen,daß

in Nr. 87 ein Druckfehlerenthalten ist. Soweit ich mich erinnere, hat die Commissionbeschlossen,
in Nr. IV der Provinzialausschußanträge Ihnen die Streichung der Worte: „im Mittelpunkte
der Provinz" zu empfehlen.

VorsitzenderBecker: Der Herr Correferent irrt sich. Das ist auch beschlossen worden
und steht weiter unten, wenn Sie weiter lesen.

Berichterstatter AbgeordneterConze: Ich bitte um Entschuldigung. Es ist weiter unten
die Streichung angegeben.

VorsitzenderBecker: Wünscht sonst noch Jemand das Wort? — Meine Herren, dann
darf ich wohl ohne weitere Abstimmung nochmals feststellen, daß Sie im Uebrigen die Vorschläge
Ihrer Commissiongenehmigthaben und damit dieser Gegenstandder Tagesordnung seine Erledigung
gefunden hat.

Wir komme» dann zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der verstärkten II. Fachcommission zu den Etats der Provinzial-
Irrenanstalten.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Conze.
Berichterstatter AbgeordneterConze: Meine Herren! Ueber die Etats der Irrenanstalten

habe ich nur weniges zu berichten, obgleich in diesem zweitgrößten Ausgabeposten unserer Ver¬
waltung ebenso umfangreichewie zahlreicheVeränderungen gegen die Voranschläge der vorigen
Jahre enthalten sind. In der That sind sie aber nur die zahlenmäßigeAusführung der Beschlüsse,
die Sie bezüglich der Denkschriftin Druckfache Nr. 11 und der darin enthaltenen Anträge des
Provinzialausschussesgefaßt haben. Hiernach ist die Belegung der 5 alten Anstalten abgeändert.
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In Bon», Dürcn und Merzig werden die I. und II. Krankenklasseaufgehobenund dafür eine
größere Zahl Kranke III, und IV. Klasse eingestellt. Die betreffendenEtatspositionen sind dieser
Velegnng entsprechendabgeändert worden. Ferner tritt zu den 5 alten Anstalten die bis 1899
gemiethete Anstalt zu Aachen hinzu, die 400 Kranke III, und IV. Klasse verpflegen soll. Der
Etat enthält hierfür dieselbenAnsätze wie die Etats der alten Anstalten. Die einzige Position,
die eine Aenderung von grundsätzlicherBedeutung erfahren hat, betrifft das Gehalt des Pflege¬
personals, worüber die Denkschriftsich ausführlich verbreitet hat. In der Hoffnung, dadurch die
Qualität des Pflegepersonals zu verbessern, ist vorgeschlagen,das Gehalt der Wärter und Wärte¬
rinnen — später Pfleger und Pflegerinnen genannt — erheblichzu erhohen. Das Anfangsgehalt
der Pfleger soll 360 Mark betragen und mit 36 Mark jährlich bis zu 600 Mark steigen; das
Gehalt der Pflegerinnen mit 290 Mark beginnen und mit 30 Mark jährlich bis zu 480 Mark
steigen. Eiue größere Stabilität des Pflegepersonals hofft man dadurch zu erzielen, daß Prämien
für die über 5 Jahre im Anstaltsdienste verbleibendenPfleger ertheilt werden. Den männlichen
Pflegern soll nach 5 jährigem Dienst eine Prämie von 400 Mark, den weiblichen von 300 Mark
bewilligt werden. Endlich ist die Einstellungvon Stationspflegern und -Pflegerinnen zur Anleitung
und Ueberwachungdes Pflegepersonals vorgeschlagen, für die ein Anfangsgehalt von 600 bezw.
500 Mark, steigend bis 900 Mark bezw, 750 Mark, angesetzt ist. Von solchen Stationspflegern
und -Pflegerinnen sind in jeder Anstalt 4 bis 5 ans jeder Geschlechtsseite in Vorschlag gebracht
worden. Wie Sie vom Herrn Referenten über die Denkfchriftgehört haben, hat sich die II. Fach¬
commissionmit diesen Vorschlägenim Princip einverstandenerklärt. Sie bedürfen aber noch der
Genehmigung dieses hohen Hauses, und die würde sie erhalten durch die Annahme dieser Etats,
in denen entsprechenddiesen Vorschlägen die Gehälter für Pfleger, Pflegerinnen, Stationspfleger
und -Pflegerinnen eingesetzt sind.

Die II. Fachcommissionempfiehlt Ihnen in diesem Sinne die unveränderte Annahme
der vorliegenden Etats der 6 Irrenanstalten.

VorsitzenderBecker: Wünscht der zweite Herr Berichterstatter Herr Knebel das Wort?
Berichterstatter Abgeordneter Knebel: Ich Habeden Ausführungen des Herrn Referenten

nichts hinzuzufügen.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung — und kann die Verhandlung schließen,

weil sich Niemand zum Worte meldet. Ich darf auch wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen,
daß Sie dein Antrage Ihrer II. Fachcommissionbeigetreten sind und die Etats genehmigt haben.

Wir kommenzum nächsten Gegenstandeder Tagesordnung:
Antrag der verstärkten II. Fachcommission zu dem Etat für die erweiterte
Armenpflege.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Wätjen, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter von Wätjen: Meine Herren! Der Etat der erweiterten

Armenpflege ist in der verstärkten II. Fachcommission debattelos angenommen worden. Die
Sätze desselben ergeben sich aus den Beschlüssen, die Sie zu Punkt 1 der Tagesordnung gefaßt
haben und zwar speziell durch Genehmigung des Antrages VI, welcher die Erhöhung der regle¬
mentarischenSätze betrifft.

Der Etat schließt in Einnahme und Ausgabe mit einem Mehr von 447 000 Mark in
Folge dieser Beschlüsse ab, das sich auher auf die Erhöhung der reglementarischenSätze auch
darauf gründet, daß eben die Zahl der Geisteskrankenin der Nheinprovinz in letzter Zeit
bedauerlicherWeise erheblich zugenommenhat.
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Die II. Fachcommissionschlägt Ihnen vor, den Etat unverändert zu genehmigen. Nur
hat sie in ihrem Antrage berücksichtigt, daß sich ein Druckfehlerin die Vorlage eingeschlichenhat.
Es heißt hinter dem Betrag nach dem Etat für 1895/9? in der Einnahme 2 265 000 Mark,
während es heißen muh: 2 625 000 Mark,

Meine Herren! Hiernach beantragt die II. Fachcommifsion:
„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichneten Etat unter Abänderung der Zahl:
„2 265 000" in der Spalte: „Netrag nach dem Etat für 1895/9?" in die Zahl:
„2 625 000" annehmen".

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung, kann dieselbe schließen, da sich Niemand
zum Worte meldet und darf wohl auch ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß Sie dem Antrage
Ihrer II. Fachcommissiongemäß diesen Etat genehmigt haben.

Dann, meine Herren, kommenwir zum 5. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachcommission, betreffend die Berufung ciues Landes-
Psychiaters als technischen Bcirath des Landesdircktors für das Irrcnwescn.

Ich gebe dem Herrn Berichterstatter AbgeorgneterLindemann das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterLindcmann: Meine hochverehrtenHerren! Mein Vortrug

in dieser Sache kann, glaube ich, sehr kurz sein.
Der Pruvinzialausschuß hat Ihnen in den Drucksachen dargelegt, daß er es für durchaus

nothwendig erachtet, daß dem Herrn Landcsdircktor ein technischerBcirath zur Seite gestelltwerde,
und hat auch die Erwägungen vorgetragen, aus denen er sich entschlossen hat, dieses Amt zunächst
im Nebenamte zu besetzen, und nicht einen Beamten dafür anzustellen, der auf Lebenszeit
angenommen ist. Die Fachcommisstonist diesen Erwägungen durchaus beigctretcn und beantragt,
sich mit dein Vorgehen des Provinzialausschusfesin dieser Angelegenheitgrundsätzlich einverstanden
zu erklären.

Diesen Autrag habe ich Ihnen Namens der Commissionzu empfehlen, und da glaube
ich nach der eingehendenBegründung des Provinzialausschusses,die er in den Drucksachen gegeben
hat, auf weitere mündlicheErläuterungen verzichten zu können. Vielleicht ist es mir erlaubt, meine
persönliche Meinung noch hinzuzufügen, die insofern noch etwas weiter geht, als ich persönlich
glaube, daß, wcun für den Pruvinzialausschuß sich die Gelegenheitbietet, eine geeignete Persönlichkeit
zu gewinnen, die im Nebcnmnte diese Aufgabe übernimmt, es im Allgemeineil vorzuziehen ist,
dieses Amt im Nebenamt zu besetzen, und nicht dafür einen auf Lebenszeit angestelltenBeamten zu
eiMgircn. Das aber, wie gesagt, darf ich nur als meine persönlicheAnsicht anssprechen, die
vielleichtauch dazu beitragen könnte, den Hauptantmg zu unterstützen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung, — Es meldet sich Niemand zum
Wort. — Daher schließe ich die Verhandlung und stelle ohne besondere Abstimmung fest, daß der
Landtag den Antrag der I. Fachcmnmissiongenehmigt hat.

Nnn kommenwir, meine Herren, zum 6. Gegenstande der Tagesordnung.
Antrag der verstärkten II. Fachcommission zu dem Antrage, betreffend die
Aufhebung der Staffeltarife für Getreide, Mühlenprodukte «.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterKnebel, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Knebel: Meine Herren! Es wirb manchen Mitgliedern

dieses hohen Hauses vielleicht nicht unerwünscht sein, wenn ich kurz ins Gedächtniß rufe, welche
Staffeltarife bestanden haben und noch heute bestehe». Wie Sie alle sich eriunern, ist im Anfang
der 90er Jahre der Staffeltarif für Getreide bei nns eingeführt worden, hat sich aber damals als
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derart ruinös erwiesen, daß, als es sich im Jahre 1894 um die Einführung des russischenHandels¬
vertrages handelte, sehr viele Lcmdwirthe aus West- und Süddcutschlaud alle Bedenken, die sie
gegen den russischen Handelsvertrag hatten, fallen ließen und sogar noch die Aufhebung des
Identitätsnachweises in den Kauf nahmen, nur um die Staffeltarife los zu werden.

Es ist damals ansdrncklichausgesprochenworden, daß die Zustimmung zum russischen
Handelsverträge und zu der Aufhebung des Identitätsnachweises die Bedingung für die Aufhebung
der Staffeltarife sei, und die Staatsregicrnng hat auch Kenntniß davon genommen. Sie hat sich
dazu geäußert, und namentlich hat der Vicrpräsident des Staatsministcriums, Herr von Bötticher,
ausdrücklich auf die Loyalität des preußischenStaatsministcrinms hingewiesen.

Es hat nun die Aufhebung des Identitätsnachweises ja für die östlichen Provinzen die
erfrenliche Folge gehabt, daß eine vermehrte Ausfuhr vou Getreide nach Skandinavien eingetreten
ist, die den Preis im Osten etwas erhöht hat. Für den Westen ist die Sache, wenn nicht
einflnßlos geblieben, jedenfalls nicht zu seinem Nutzen ansgeschlagen, da die Erhöhung des Preises
des östlichen Getreides heilte noch nicht den Stand des Preises, den das Getreide im Westen hat,
erreicht hat.

Ich komme dann ans die Staffeltarife für Vieh. Für Vieh besteht augenblicklich ein
Staffeltarif seit dem l. Oktober 1895. Der Tarif wird erhoben für das Quadratmeter Ladefläche
und für das Kilometer, und dafür wird berechnet für Großvieh, namentlich Rindvieh n. s. w. bei
Entferuungen bis zu 100 lcin 0,02 Mark, bei Entfernungen vou 101 bis 200 Kiu 0,0175 Mark,
bei über 200-300 1«n 0,015 Mark und für jedes weitere Kilometer nur 0,01 Mark. Für das
Kleinvieh gilt derselbe Tarif, uur mit dem Unterschied, daß, wenn in dovpeltetagigenWaggons
versandt wird, dann ein Zuschlag vou 33^3°/« erhoben wird.

Anders noch, wie mit Getreide nnd mit Vieh, liegt die Sache mit dem Holz. Augen-
blicklich besteht ein Staffeltarif für Holz noch nicht. Dagegen wird mit dem 1. April, dss. Is.
der Nohstofftarif ausgedehnt auf Brennstoffe. Der Ruhstofftarif ist ein wirtlicherStaffeltarif, und
es wird also vom 1. April ab das Brennholz auf Grund des Staffeltarifcs befördert werden zu
dem ganz außerordentlichniedrigen Satz von 2,2 Pfg. für die Tonne und das Kilometer bis 350 lcin
uud bei einer Entfernung von über 350 Km für 1,4 Pfg. für das Tonnenkilometerfür alle
weiteren Entfernungen.

Weit bedenklicher aber, als dieser am 1. April znr Einführnng gelangendeStaffeltarif
für Brennholz ist eine Aeußerung, die seitens des Herrn Ministers der öffentlichenArbeiten in
der Sitzung des Herreuhauses vom 16. Februar d. I. erfolgte. Der Herr Münster hat in dieser
Sitzung gesagt:

„Mit dem 1. April thun wir iu dieser Richtung" — nämlich der Richtung der
Einführung von Staffeltarifen — „einen großen Schritt vorwärts, indem wir die
Brennstoffe in den Staffeltarif aufnehmen, und der Nohstofftarifist ein richtiger Staffel
tarif. Wir werden voraussichtlichuoch weiter vorgehen, anch bezüglich des Holzes,
insofern, als Verhandlungen schweben wegen Einbeziehung des Grubenholzes und des
damit verwandten sonstigen Holzes in die Staffeltarife".

Diese Inaussichtuahmc des Herrn Ministers kommt in demselben Augenblick, wo für unsere
so schwer geschädigten Eichenschälwaldnngendie Erzielung von Grubenholz fast der einzige Ausweg
ist, der überhaupt aus der über ihnen lastende,, Kalamität heraushelfen kanu.

Meine Herren! Bei den Verhandlungen der Commissionsind Bedenken erhoben worden
hauptsächlich gegen die Staffeltarife auf Vieh. Es wurde von den Vertretern der größeren Städte
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und der Industriecentren darauf hingewiesen,daß nicht übersehen werden könne, inwieweit eine
Preiserhöhung des Fleisches die Folge der Einführung dieses Staffeltarifes sein würde, und bei
der Kürze der Zeit sind auch die Antragsteller nicht in der Lage gewesen,darüber ausreichende
Erkundigungeneinzuziehenund zuverlässige Auskunft geben zu können. Es kam auch noch eiu anderer
Gesichtspunkt zur Erörterung, der nämlich, daß bei Getreide, Mühlenfabrikatenund Holz einstweilen
ja Staffeltarife noch nicht bestehen, daß aber die Staffeltarife auf Vieh sich dadurch schon von
den übrigen unterscheiden,daß sie bereits seit über Jahresfrist eingeführt sind und daß mit ihrer
Aufhebung eine Aenderuug unserer augenblicklichen wirthschaftlichenLage verbunden sein würde.

Das hat die Commissionbestimmt, einstimmig, das Vieh aus dem Staffeltarif auszU'
scheiden, und der Antrag hat in Folge dieses einstimmigenBeschlusses folgende Form angenommen:

„Der Piovinziallandtag spricht bei der fortdauernden Nothlage der RheinischenLand-
Wirthschaft seine Ueberzeugungdahin aus, daß die Einführung von Staffeltarifen auf
Getreide, Mühlenprodukte und Holz eine empfindlicheSchädigung der rheinischen
Landwirthschaftdarstellt, und ersucht dementsprechenddie KöniglicheStaatsregierung,
die bezeichneten Staffeltarife nicht einzuführen".

Meine Herren! Bei den Diskussionenist sehr lebhaft und fehl warm von den Vertretern
der betheiligten Grwerbsständc darauf hingewiesenworden, daß die Erwerbsstände bei uns in der
Nheinprovinz auch künftig einig in ihren Anforderungen an den Staat auftreten möchten. Es ist
auch zur Sprache gekommen, daß in der Beziehung die Dinge bei uns am Rhein glücklicher lägen,
als in anderen Provinzen, daß die Neigung, die gegenseitigen Interessen zu achten, bei uns größer
ist, als in manchen anderen Provinzen. Es wurde als Beweis dafür darauf hingewiesen,daß die
in der Rheinprovinz vorhandenen landwirthschaftlichcn Korporationen ansnahmslos sich sowohl dem
Antrage Kanitz als dem Bunde der Landwirthe gegenüber ablehnend verhalten haben, und daß bei
dieser ablehnenden Haltung für sehr viele gerade die Rücksichtauf die Stellung der Industrie
zu diesen Fragen entscheidend gewesen ist. Es haben diejenigen Herren, welche ganz besonders für
Aufhebung der Viehstaffeltarifeeingetreten sind, sich dieser Erwägung nicht verschlossen, sie haben,
während sie an ihrer Ueberzeugung festhielten, daß die Beseitigung der Viehstaffeltarifedringend
wünschenswert!) sei, doch einen größerenWerth darauf gelegt, daß der Proviuziallandtag einig und
einstimmigin dieser Frage vorgehen möchte, als daß bereits in diesem Autrage auch ihre speziellen
Wünschehinsichtlich der Viehstaffeltarifezum Ausdruckkämen.

Meine Herren! Ich kann an diese Mittheilungen aus der Commissionmeinerseitsnur die
Hoffnung knüpfen, daß der Wunsch, die werbenden Stände der Rheinprovinz möchtenin Frieden
und Einigkeit, Hand in Hand und gegenseitigihre Interessen zu fördern suchen, auch Ausdruck
finden möchte in einer einstimmigenAnnahme dieses Antrages Seitens des Provinziallandtages.
(Lebhafter Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Wir treten in die Diskussion ein, und zunächst ertheile ich dem Herrn Abgeordneten Freiherrn
von Stumm das Wort.

Abgeordneter Freiherr von Stumm-Halberg: Meine Herren! Ich verstehe den
Antrag, dessen Wortlaut ja zweifelhaft sein könnte, in dem Sinne, daß die Commission sich nicht
im Prinzip gegen jeden Staffeltarif hat aussprechcn wollen, sondern daß ihre Stellungnahme hier
lediglichgelichtet ist gegen die Staffeltarife und deren Billigkeit, wie sie bisher bestanden haben
bezw. analog für Holz eingeführt werden könnten. Der ganze Antrag bezw. der darauf basirte
Beschluß des Landtages würde auch im anderen Falle keinen rechten Sinn haben. Ebensowenig
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haben die Verhandlungen des Herrenhauses, die den Herren ja bekannt sein werden, meiner Auf¬
fassung nach einen praktischen Zweck erreicht, denn sich darüber zu streiten, ob ein Staffeltarif an
sich einzuführen sei oder nicht, ob das System der Staffelung richtig sei oder nicht, meine Herren,
das ist einfach ein Schlag ins Wasser. Ich behaupte: jeder Gütertarif ist bei uns bis zu einen,
gewissen Grade ein Staffeltarif, indem er sich zusammensetztaus einem Streckensatzund einer
festen Expeditionsgebühr, die natürlich als fallende Skala je nach der Entfernung wirkt.

Man muh sich das einfach an einem Beispiel klar machen. Ein Tarif, der zusammengefetzt
ist aus einem Streckensatzvon 2 Pfennigen und der bekanntenExpeditionsgcbühruon 1,20 Mark,
beträgt auf 100 Km 3,2 Pfg. pro Tonnenkilometer, auf 50 Km 4,4 Pfg,, und auf 200 Kni
nur 2,« Pfg. — alfo, meine Herren, ganz unzweifelhaft ein Staffeltarif. Jeder Gütertarif aber
ist bei uns mit wenig Ausnahmen auf dieser Basis aufgebaut. Es kann sich hier also nur um
den Grad der Staffelung handeln, um die Verminderung des Betrages, die bei größeren Ent¬
fernungen für die Schlußstreckeeintritt.

Von diesem Gesichtspunkte ausgehend, hat auch der Landeseisenbahnrath, der ja besonders
compctent zur Beurtheilung dieser Frage ist, niemals eine prinzipielle Stellung dahin genommen,
ob das Prinzip der Staffeltarife an sich richtig sei oder nicht, sondern der Landeseisenbahnrath
hat in jedem einzelnen Falle sich gefragt: wirkt der Staffeltarif, um den es sich gerade handelt,
in einer Weise verschiebend auf die Produktionsverhältnisse, daß vom Standpunkt der aus¬
gleichendenGerechtigkeiter angenommen werden kann oder bekämpft werden muh? Beispielsweise
sind alle die Exporttarife seewärts nach den Seehäfen, die zum Export der deutschen Produkte
dienen, anstandslos von dem Landeseisenbahnrath immer befürwortet und angenommen worden,
weil hier ein Interessengegensatzseitens der einzelnen Produktionsgebiete sich nicht oder wenigstens
kaum geltend gemacht hat, während andererseits solche Staffeltarife, die eine erhebliche
Verfchiebungzwischen den einzelnen Provinzen hervorzurufen geeignet waren, regelmäßig vom
Landeseifen bahnrath abgelehnt wurden, oder vielmehr ihre Befürwortung wnrde abgelehnt, denn
der Landeseisenbahnrath hat ja überhaupt kein Veschliehungsrccht, wie Sie wissen, sondern lediglich
eine berathende Stimme.

Prinzipiell gegen die Staffeltarife sind allerdings die mittleren Provinzen; und es liegt
auch auf der Hand, daß sie prinzipielle Gegner der Staffeltarife fein müssen. Auch dafür will
ich Ihnen ein Beispiel anführen. Meine Herren, zwei Orte ^, und L sind 400 Km von einander
entfernt und es wird im Wege des Staffeltarifs von ^. nach II beispielsweisezu 10 Mark pro
Tonne gefahren; wenn nun mitten zwischen beiden Orten der Ort 0 liegt, der also sowohl von
^, wie von Z 200 Km entfernt ist, so wird dieser Ort 0, da er nun zwar dieselben Ent¬
fernungen für seinen Transport von H. und L zurückzulegenhat, aber natürlich jedesmal nur
auf 200 Km, von der letzten Staffel keinen Gebrauch machen können. Dann wird also beispiels¬
weise uon H. nach 0 sowohl wie von L nach 0, statt 5 Mark, der Hälfte von 10 Mark, etwa
7'/« Mark zu bezahlen sein, in Summa also 15 Mark statt 10 Mark, die der Ort ^. oder der
Ort L an Fracht bezahlen würde, und es liegt also auf der Hand, daß für Gegenstände,die von
den beiden Endpunkten ja mitunter transportirt werden müssen, entweder von einem nach dem
anderen oder von beiden nach der Mitte, die Mitte durchaus unconcurrenzfähig wird, und die
Folge davon ist, daß die mittleren Provinzen, namentlich Hannover und Sachsen prinzipielle
Gegner aller Staffeltarife sind und sein müssen. Ganz speziell die Staffeltarife für Mühlen¬
fabrikate haben sich dort nachtheilig geltend gemacht.Wenden Sie einfach mein Beifpiel, welches
hier durchaus praktisch und actuell wirkt, auf den Fall an, daß das Getreide von Osten nach



208 40. Rheinischer Prouinziallandtag, ?. Sitzung am 16. März 1897.

den großen Mühlen in Sachsen und Hannover gefahren wird und das Mehl dann weiter
nach dein Rhein geht, so haben Sie hier einen drastischen Beweis für diese ganze Verschiebung,
indem das Getreide sowohl wie das Mehl einen um 30°/„, wenn ich nicht irre, höheren Tarif
durch das Transportiren des Getreides von Sachsen nach Hannover und das Weitcrtransportiren
des Mehls bezahlen muß, als wenn das Getreide oder das Mehl direkt auf Grund des Staffel-
tarifes aus dem Osten nach dem Westen übergeführt würde.

Meine Herren! Wenn somit die mittleren Provinzen prinzipielle Gegner der Staffel¬
tarife, wenigstens solcher Staffeltarife mit sehr niedriger Endstasfel fein müssen, so ist das mit
der Nheinprouinz nicht ebenso. Die Rhcinvrovinz hat meiner Ansicht nach kein Interesse daran,
prinzipiell den Staffeltarifen sich entgegenzustellen,sondern sie hat lediglich Interesse daran, solche
Staffeltarife zu bekämpfen, die durch ihre Billigkeit eine ungerechtfertigteoder jedenfalls nach¬
teilige Eoncurrenz der landwirthfchaftlichcn Produkte aus dem Osten nach dem Rhein hervor¬
rufen, und das trifft ganz besonders zu in Bezug ans die Getreidestaffcltarife. Weil der Landes-
eisenbahnrath stets dieser Auffassunggewesenist, hat er auch bei jeder Gelegenheit die gestellten
Anträge auf Einführung dieser Staffeltarife vom Osten nach dein Westen bekämpft und in seinen
Erklärungen abgelehnt, allerdings mit Unterstützung der mittleren Provinzen, die ja, wie ich
bereits bemerkt habe, prinzipielle Gegner der Staffeltarife sind und die fchon aus diesem Grunde
mit den Vertretern der Rheinprovinz gestimmt haben.

Nichtsdestowenigersind diese Staffeltarife damals eingeführt worden lind man kann dem
Herrn Minister auch daraus keinen besonderenVorwurf machen, weil das in einer Zeit geschah,
wo die Getreideprcise so kolossal hoch standen, daß geradezu ein Rothstand für die Consumenteu
entstanden war. Damals hat der Herr Minister über den Kopf des Landeseiseubahnraths hinweg
die Einführung jener Staffeltarife beschlossen,als aber der russische Handelsvertrag kam, auf
den der Herr Referent ja fchon mit Recht hingewiesenhat, änderte sich plötzlich die Sachlage.
Die Regierung überzeugte sich davon, daß die Vertreter der Nheinprouinz im Reichstage — uud
zwar, soviel ich mich erinnere, ohne Ausnahme — sich auf den Standpunkt stellten: ohne Auf¬
hebung der Getreidestaffeltarife sind wir ganz außer Stande, für den russischen Handelsvertrag
zu stimmen. Die Folge davon ist gewesen, daß der russische Handelsvertrag, der mit einer Mehr¬
heit von, wenn ich nicht irre, nur etwa einem DutzendStimmen angenommen wurde, nur dadurch
gesichert war, daß die Vertreter der westlichenProvinzen, und zwar auch die landwirthschaftlichen
Vertreter der westlichen Provinzen, im Gegensatz zu den landwirthschaftlichenVertretern des
Ostens, für den russischenHandelsvertrag gestimmt haben. Vorher war der Landeseisenbahnrath
wieder einberufen worden und der Minister legte diesmal den größten Werth darauf, daß der
Landeseisenbahnrath sich gegen die Staffeltarife aussprach, weil sonst die Vorwürfe berechtigt
erscheinen konnten, die vielfach der Reichsrcgierung geinacht wurden, daß sie gewissermaßenaus
Eonnivenz für Bayern, welches sich ja speziellgegen die Staffeltarife aussprach, eine Concession
mache, die gegen das preußische Interesse sei — ein Vorwurf, der ziemlich weit in parlamentarischen
Kreisen verbreitet war —. Deshalb mußte die preußischeNegierung den größte!, Werth darauf
legen, den Beweis zu liefern, daß die gesetzliche Vertretung der preußischen Eisenbahninteressen
auch ihrerseits die Aufhebung der Staffeltarife befürworte und es wurde damals ja auch im
Landeseisenbahnrath die Aufhebung befürwortet, wenn auch nicht mit einer sehr erheblichen
Majorität.

Nuu hat der Herr Referent daranf aufmerksam gemacht, daß in Beziehung auf diese
Staffeltarife eine gewisse Garantie gegen ihre NichtWiedereinführunggegeben sei in Folge einer
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Erklärung des Herrn Staatssekretärs von Bötticher. Ich bemerke zunächst, Herr von Botticher
hat die Erklärung nicht als Vicepräsident des preußischen Staatsministeriums, sondern als Staats¬
sekretär des Innern, also im Namen des Reichskanzlers, abgegeben. Auch ich, meine Herren,
lege auf diese Erklärung einen gewissen Werth, Aber, wenn man die historische Entstehnng dieser
Erklärung in's Auge faßt, so ist sie doch nicht so absolut beruhigend. Sie ist abgegebenworden
gegenüber dem von einem Abgeordneten gestelltenVerlangen, der Vundesrath möge versprechen,
daß, solange der russische Handelsvertrag besteht, von einer Wiebereinführung der Staffeltarife
keine Rede sein könne. Das hat der Herr Staatssekretär abgelehnt. Er hat gesagt: „Meine
Herren, ich kann darüber nichts versprechen; aber verlassen Sie sich auf die Loyalität der
Negierung". Meine Herren, daß in Folge dieser Erklärung der Vundesrath nicht in der Lage
wäre, nach 1, 2, 3, 4 Jahren meinetwegen,die Wiedereinführung der Staffeltarife zu beschließen,
bezw. sie dein preußischenMinister zu gestatten, das, glaube ich, liegt auf der Hand. Daß aber
eine Garantie dafür gegeben sei, daß das während der ganzen 7 Jahre nicht geschieht, die jetzt
noch der rnssische Handelsvertrag läuft, das, glaube ich, liegt in der Erklärung nicht, denn die
Erklärung steht in einem gewissenGegensatzzn dem verlangten Versprechen, daß während der
ganzen Dauer des russischenHandelsvertrages eine Wiedereinführung der Staffeltarife ausge¬
schlossen sei.

Deswegen, meine Herren, glaube ich, ist es von dem höchstenWerth — darin stimmt
ja der Referent mit mir überein, denn sonst würde er ja nicht diese Sache so warm befürwortet
haben — daß jeder Faktor, der dazu in der Lage ist — und darin steht, wie ich meine, der
Rheinische Provinziallandtag mit der ihm innewohnendenund mit Recht innewohnendenAutorität
obenan — daß jeder derartige Faktor die Pflicht hat, Front zu machen gegen die Wiederein^
führung, um den Druck, der von anderer Seile auf den Herrn Arbeitsminister ausgeübt wird,
thunlichst zu Paralysiren. Meine Herren, daß ein derartiger Druck ausgeübt wird, das kann ich
Sie versichern und wenn Sie nur die parlamentarischenVerhandlungen in den Zeitungen verfolgt
haben, fo werden Sie wissen, daß im Hcrrenhcmseausdrücklichciu Antrag angenommenworden
ist, der sich allerdings nur im Allgemeinenfür die Einführung der Staffeltarife ausspricht,der aber
unzweifelhaft, wenn auch der ursprünglichvom Grafen Fraukenberg gestellte weitergehendeAntrag
abgelehnt wurde, doch in der Richtung nufznfasfen ist und wirken muß, die wir hier bekämpfen
wollen. Ebenso hat der Reichstag noch vor Kurzem einen Antrag angenommen, den Herrn
Minister zu einer allgemeinen Ermäßigung der Pcrsoneutarife — das hat allerdings damit nichts
zu thun — aber auch der Gütertarife aufzufordern.

Meine Herren! Das sind alles Anregungen, die unzweifelhaft eine frühere Wiederein¬
führung der Staffeltarife zur Folge haben müssen, wenn ihnen nachgegeben wird, als nach Ablauf
des russischen Handelsvertrages. , ,^ ^ „

Deswegen haben wir, wie ich glaube, alle Veranlassung,hier und zwar, wie ich Hofe,
uns einmüthig dafür auszusprechen, daß wir die Wiedereinführungdieser Tarife als die treffen
der Rheinprouinz bcnachtheiligenderachten. > ^ ^

Meine Herren! Ueber die Viehtarife will ich hier nicht sprechen, da m, wie der Herr
Referent ausgeführt hat, die Herren Antragsteller diese Frage zurückgestellthaben (Bravo!) im
Interesse der einmüthigen Verständigung über die übrigen Punkte. ^, . ^

Ich mochte aber noch einige Worte über das Holz sagen. Meme Herren wenn ich
auch, trotz der Bedenken, die ich ausgeführt habe, es nicht für wahrscheinlichha te, daß die Frage
der Wiedereinführung der Staffeltarife für Getreide in der allernächsten Zeit actuell werden wird,

2?
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so kann ich diese selbe Beruhigung für das Holz nicht theilen. Wie der Herr Referent ausgeführt
hat, ist ja bereits vom Herrn Minister angekündigtworden, daß der Rohstofftarif, der am 1. April
zur Einführung gelangt, auf Brennstoffe überhaupt ausgedehnt wird, aso auch auf Brennholz.
Das halte ich aber nicht für sehr bedenklich,denn, meine Herren, das Brennholz wird ja im
Westen fast überall von den Steinkohlen verdrängt. Es ist nicht anzunehmen, daß selbst mit
diesen billigen Staffeltarifen das Brennholz in neimenswerther Weise in Concurrenz mit dem
Brennholz unserer RheinischenWaldungen eingeführt werden wird. Es wird ja überall da, wo
Eisenbahnen vorhanden sind, Kohle gebrannt, und da, wo Brennholz noch vorzugsweise
gebrannt wird, sind das abgelegeneGegenden, in die doch ganz gewiß nicht das Brennholz von
Osten mit der Bahn und dann noch von der Station per Achse herbeigeschafftwerden wird.
Das Brennholz wird dort eben nur gebrannt, weil es sehr billig ist und der Transport der
Kohle dorthin schwierigsein würde.

Anders liegt es beim Grubenholz, und die Gefahr, daß das Grubenholz in den
Staffeltarif eingeschlossen werden wird, ist um so größer, als es sich hier nicht bloß um allgemeine
wirthschaftlicheVerhältnisse handelt, die die Negierung ins Auge faßt, sondern um fiskalische
Interessen, und Sie werden mir zugeben: bei der großen Bedeutung, welche die fiskalischen
Interessen immer mehr, wie es scheint, in Preußen gewinnen, liegt die Gefahr deshalb doppelt
nahe, daß hier diese Ermäßigung stattfindet. Meine Herren, im Landeseisenbahnrath hat der
Oberforstmeister Dankelmann uns, wenn ich nicht irre im vorigen Jahre, einen außerordentlich
eingehenden,sachgemäßen,wie ich zugeben will, und warmen Vortrag gehalten, der die Einführung
der Staffeltarife für Holz, namentlich für Grubenholz,nach dem Westen empfahl. Wenn trotzdem
der Landeseisenbahnrath, und zwar mit Zustimmung sämmtlicher Vertreter des Westens, des
Bergbaus, wie natürlich auch der Landwirthschaft sich dagegen ausgesprochen hat, so war für
uns die feste Ueberzeugungmaßgebend, daß die RheinischeWaldwirthschaft durch eineil derartigen
Tarif in demselbenMaße geschädigtwerden würde, wie er nach den Ausführungen des Herrn
Dankelmann von Nutzen für die Forstwirthschaft der östlichen Provinzen wirken würde.

Meine Herren! Ich meine, daß seitdem doch die Verhältnisse sich noch ganz erheblich
zum Nachtheil der Rheinischen Waldwirthschaft geändert haben. Der Herr Referent hat schon
darauf aufmerksamgemacht,daß die Bestrebungen, die ja zunächst hier in diesem Landtag begonnen
haben, durch Einführung eines Zolles auf Quebracho und andere exotische Gerbmittel den
deutschen Schälwald zu schützen,vergeblich gewesen sind. Ich habe ja in mehreren Sessionen
des Reichstages den Versuch gemacht, die Frage in einem nach unserer Auffassung günstigen
Sinne gelöst zu sehen und der Herr Referent hat mir im preußischen Abgeordnetenhausedabei ja
auch ganz wirksam secundirt. Es hat sich aber bei der Gelegenheit herausgestellt, daß — meiner
Ansicht nach mit Unrecht — der Vundesrath auf dem Standpunkt steht, daß, wie man auch über
die Sache selbst denkenmöge, die Einführung des Quebrachozollesmit den bestehenden Handels¬
verträgen unvereinbar sei. (Zuruf: Sehr richtig!) Ich will jetzt auf die Details dieser Frage
nicht eingehen. Sie gehört ja streng genommen nicht hierher. Aber, meine Herren, das Eine
habe ich neben dem zustimmenden Votum im Reichstage doch noch erreicht: daß nämlich der
Herr Staatssekretär des Reichsschatzamtszugegebenhat — und das ist die erste Concession, die
wir auf dem Gebiet bekommenhaben — daß, wenn die Handelsverträge abgelaufen wären, dann
allerdings in eine erneute Prüfung der Frage Seitens der Staatsregierung eingetreten werden
müsse, und es ist anerkannt worden, daß, wenn auch die Interessen der großen Gerberei im
Norden zu berücksichtigen sind, doch die Interessen des Schälwaldes und der damit verbundenen
Gerbereien alle Beachtung verdienen.
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Freilich, meine Herren, ist das eine Beruhigung, die vielleichtnicht so sehr in's Gewicht
fallt, weil erst in 7 Jahren davon praktischerGebrauch gemachtwerden kann. Ich meine aber,
daß für die Forstwirthschaftein Termin von 7 Jahren doch nicht gerade etwas übermäßig langes
ist. Wenn die Deutsche Schälwaldwirthschaftdie Hoffnung haben kann, daß sie in 7 Jahren eine
Berücksichtigung ihrer Interessen erfährt, so wird man überall da, wo die Verhältnisse nicht allzu
ungünstig liegen, von einer Umwandlung des Schälwaldcs in Hochwald u. dergl. Abstand nehmen
können- man wird sich eben die 7 Jahre hindurch noch krumm legen, in der Hoffnung, daß später
nicht bloß der Quebrachozoll eingeführt wird — nein, meine Herren, auch der Lohezoll wieder
eingeführt wird, und zwar in einer ganz unzweifelhaftgrößeren Höhe, als es früher der Fall
gewesen ist. Ich darf hinzufügen, daß, wenn der Reichstag in 7 Jahren noch fo zusammengesetzt
sein sollte wie heute, ich dann gar nicht daran zweifele, daß die Forderungen der Schälwald»
interessenten nach dieser Richtung hin volle Berücksichtigungfinden werden. Aber, meine Herren,
das ist nicht bloß Zukunftsmusik, sondern es ist auch deshalb zweifelhaft, weil der Reichstag bis
dahin eine ganz andere Zusammensetzunghaben kann; die Staatsregierung kann bis dahin auch
eine andere Auffassung haben als die connivente Erklärung erkennenläßt, die der Herr Graf
Posadowskyjetzt im Reichstage abgegebenhat, und deswegen,sage ich, meine Herren, sind wir bei
diesem unsicheren Zustande doppelt verpflichtet,nun unsererseitseinzutreten für die deutsche Wald¬
wirtschaft uud auch insofern für die deutscheSchälwaldwirthschaft, als wir es ihr ermöglichen,
nöthigenflllls zur Hochwaldwirthschaft überzugeheu — ich meine nicht zur Hochwaldwirthschaftvon
100 oder 200jährigem Umtrieb — davon kann gar keine Rede fein,- so etwas kann der Staat
heute allein machen — sondern mit einem Umtrieb von 40 oder 50 Jahren, also zur Erzieluug
von Grubenholz. Aber gerade das Grubenholz ist in unserer Provinz durch die Einführung von
Staffeltarifen gefährdet, und deswegenmöchte ich meinerseits fast noch mehr Werth legen auf ein
Votum des Provinziallandtages gegen die Einführung von Staffeltarifen für Grubenholz, als selbst
auf die Wiedereinführungder Staffeltarife auf Getreide, obwohl ja das letztere an sich natürlich
eine größere Bedeutung hat.

Ich gebe zu: Die Industrie und die großen Städte haben allerdings einen gewifsen
Nachtheil von dem Beschluß,wie er Ihnen von der Commission vorgeschlagen wird. Das steht ja
fest, vor allen Dingen wird die Landwirthschaftdes Ostens dadurch benachtheiligt. Mit der haben
wir uus aber hier nicht zu beschäftigen. Wir find hier im Rheinischen Landtag; wir haben also
zunächst die Rheinischen Interessen im Auge zu behalten. Anders steht es mit den Interessen der
Industrie und der großen Städte, und da ist ja kein Zweifel, daß, wenn der industriellen Bevölkerung
das Brod uertheuert wird — und eine Verthcuerung des Brodes liegt ja immer in höheren
Gctreidepreisen— und wenn dem Bergban das Grubcuholz vertheuert wird, daß darin ein gewisser
Nachtheil liegt. Aber, meine Herren, ich stimme darin mit dem Herrn Referenten vollkommen
überein, daß, wie im Landeseifenbahnrath, wie im Reichstag, und, soviel ich weiß, auch im Abge-
ordnetenhanse, die Vertreter von Industrie und Landwirthschaftgerade in der Rheinprovinz die
Solidarität beider Bernfsstände voll und ganz anerkannt haben, selbst mit Hintansetzungeinzelner
mehr oder weniger großer Nachtheile, die damit verbundensein könnten, auch der Provinziallandtag
diesem Beispiele folgen und sich gleichfallsauf diesen Standpunkt stellen sollte.

Meine Herren! Wir -- alles was produktive Arbeit heißt — habeu in diesen, Augeublicke
mit so vielen Gefahren zu kämpfen,die in wirthschaftlicher und sozialpolitischer Beziehung auf uns
eindringen, daß wir alle Veranlassung haben, kleine Differenzenin den Hintergrund zu stellen und
für die Solidarität der produktiven Bemfszwcige mich jeder Richtunghin einzutreten. (Sehr richtig!)

27.
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Ich meine, daß es in diesein Augenblick der Industrie um so leichter sein wird, diese» Standpunkt
zu Gunsten der Landwirthschafteinzunehmen,als Niemand leugnen kann, daß es, im großen ganzen
wenigstens,der Industrie gut, ja zum Theil sehr gut geht, (Sehr richtig!) wahrend es der Land¬
wirthschaftschlecht, ja zum Theil sehr schlecht geht, (Sehr richtig!) und es ist deshalb heute mehr
wie je ein nuliilo okKciuni der Industrie, hier für die Interessen der Rheinischen Landwirthschaft
einzutreten, wie die Rheinische Landwirtschaft auch bisher stets sich mit den Interessen der Industrie
für solidarisch erklärt und niemals den Versuchgemacht hat, wie das in anderen Provinzen leider
der Fall ist, gegen die Industrie ihrerseits vorzugehen.

Meine Herren! Aus allen diesen Gesichtspunktenempfehle ich Ihnen die einstimmige
Annahme der Commissionsvorschlcige.(Anhaltender lebhafter Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf von Fürstenberg-Stammheim: Meine Herren!
Das Wort ertheile ich nunmehr dem Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Plettenbcrg-Mehrmn.

Abgeordneter Freiherr von Plettenberg-Mehrnm: Meine Herren! Ich werde für
den Antrag der Eonuuissiunstimmen uud habe den Wunsch, dem auch der Herr Vorredner Aus
druck gab, dadurch die Einmüthigkeit zwischen Industrie und Landwirthschaft fordern zu können.
Aber ich kann doch nicht umhin, die Frage der Vichstaffcltarifehier kurz zu streife», damit es nicht
den Anschein gewinnt, als wenn die bctheiligten Kreise der Rheinprovinz sich davon ganz »»berührt
fühlte». Ich muß ja zugeben, daß der Staffeltarif von Dänemark bis zu uns am Nicderrhein
nicht so sehr erheblichist Aber immerhin bildet er ein Moment nnter anderen, die für den Vieh-
produzente» des Niederrheius vcrhäügnißvoll sind. Der Nicdcrrhcin ist mit seinen großen Weiden
auf die Viehzuchtangewiesen. Der Landmann am Niederrhein lebt von der Viehzucht. Es ist
das seine fast einzige, jedenfallsseine Haupterwcrbsguellcund ich kann bestätigen,daß diese Erwerbs
quelle zur Zeit in einer Weise beeinträchtigt ist, die gradezu einen Nothstand herbeigeführt hat,
Ich habe das Wort genommen,um das zu constatiren, damit nicht durch die Annahme des vor¬
liegenden Antrags seitens dieses hohen Hauses anderwärts die AnschauungPlatz greift, als wenn
dieser Nothstand eine Legende wäre.

Ich bin der Meinung und gestatte mir von dieser Stelle das auszusprechcn, daß man bei
allen Vcrkchrserleichterungen, die im Wege der Staffeltarife oder auf andere Weise herbeigeführt
werden; den Nutzen der einheimischenund uicht deu der ausländischen Produktion im Auge
haben soll.

Der Herr Vorredner hat schon angedeutet, wie in dankenswerther Weise der LandeS-
eisenbahnrath dahin gewirkt hat, daß der Export begünstigt wird. Daraus ergiebt sich mit
logischerConsequenz,daß der Import nicht in demselben Maße begünstigtwerden darf, wenigstens
nicht da, wo er der einheimischen Produktion Concurrenz macht. Und das ist meines Erachtcns
auch im Lande selbst zu beachten. Verkehrserleichterungcnsind nöthig für solche Produkte, die
in einem Theile des Landes gewonnen werden, und an denen in einen: anderen Theile des
Landes Mangel ist. Ich nenne z. B. die Kohlen, die in besonderenGegenden gewonnen werden
und in anderen fehlen, denen sie zugeführt werden müssen. Da ist eine billige Beförderung von
Nutzen gleichmäßigfür den Produzenten wie für den Consumenten. Anders aber steht es, weim
man Eulen nach Athen trägt, wenn man da, wo eine reichliche Produktion vorhanden ist, mittels
billiger Tarife von auswärts her dieselben Produkte einführt, und am allerschlimmstenist es,
wenn diese aus dem Auslande kommen, wie das ja leider mit dein Vieh von Dänemark her
geschieht. Dänisches Vieh kommt jetzt in großer Zahl auf unsere Märkte am Niederrhein, der
auf die Viehzuchtangewiesenist und sich in derselben von jeher ausgezeichnethat.
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Das, meine Herren, durfte nicht ungesagt bleiben. Ich schließe aber nunmehr damit,
daß ich nochmals erkläre: ich werde für den Antrag der Commission stimmen und bitte auch
meine Freunde vom Niederrhcin, die an ihrem Leibe denselben Schmerz empfinden, dem ich Aus¬
druck gegeben habe, trotzdem für den Antrag der Commissionzu stimmen im Geiste und im
Sinne der Einigkeit. (Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Graf von Fürstenberg-Stammheim: Das Wort
ertheile ich nunmehr den, Herrn AbgeordnetenGeheimen Commerzienrath Michels.

Abgeordneter Michels: Meine Herren! Ich werde Ihre Aufmerksamkeitbei der vor¬
gerücktenZeit nicht lange in Anspruch nehmen. Ich glaube nur gut zu thun, wenn ich hier —
ich glaube, ich darf wohl sagen, im Namen der hier im Hause anwesendenVertreter von Handel
und Industrie — der Freude darüber Ausdruck gebe, dah durch die Annahme unseres Vorschlages,
den Antrag von den Herren in die verstärkte Commission zu verweisen, uns die Gelegenheit
gegeben worden ist, hier ein einstimmigesVotum, wie ich hoffe, herbeizuführen. (Beifall.)

Ich möchte daher nur noch hervorheben, daß wir durchaus nicht jetzt erst auf den
Staudpunkt gekommen sind, die Anforderungen und die Wünscheder landwirthschaftlichenKreise
zu unterstützen, sondern daß die Handelskammern schon selbstständig in der Sache vorgegangen
sind und der Wiedereinführung der Staffeltarife für Getreide, Mühlenprodukteund Malz auf das
ganz Entschiedenste widerrathen haben.

Die Handelskammer von Köln hat in einer Eingabe vom Ende November 1896 diesen
Standpunkt dem Herrn Eisenbahnminister gegenüber ausdrücklichbetont, dabei allerdings auch
hervorgehoben,wie Herr von Stumm das auch schon ausgeführt hat, daß ihr Votum sich speziell
auf die Staffeltarife für Getreide, Mühlenprodukte und Malz erstrecke und daß dieses Votum
unbeschadet ihres sonstigenStandpunktes hinsichtlich der Tarife mit fnlleudcr Skala abgegeben werde.

Ich möchte auch nach der Richtung hin dem Herrn von Stumm beitreten, daß die
Staffeltarife, wie sie an uns herantreten, stets von Fall zu Fall beurtheilt werden müssen hin¬
sichtlich ihrer Wirkung und namentlich hinsichtlich der Höhe der Tarife, wie sie vorgeschlagen werden.

Ein Grund, meine Herren, der in der Debatte noch gar nicht berührt worden ist, uud
der namentlich auch uns in Köln dazu geführt hat, entfchiedcn für die Wünfcheder Vertreter der
Landwirthschaft einzutreten, ist der Umstand, daß die schädigende Wirkung der Frachtermäßigungen
für den Westen dadurch gesteigert, der Nutzen des Ostens dadurch verringert wird, daß auch die
ausländischen, insbesondere russischen und österreichischenWaaren die gleiche Tarifbegünstiguug
genießen, wie die einheimischen,(sehr richtig!) wodurch der Zollschutz theilweise für die Rhein¬
lande verschwindet.

Es ist das ein Motiv gewesen, das uns hauptsächlichdazu geführt hat für die Sache
einzutreten.

Meine Herren! Ich möchte nur noch meiner persönlichenFreude Ausdruckgeben, daß
es uns in diesem Falle möglich ist, mit den Herren von der Landwirthschaftvollständig Hand in
Hand zu gehen, möchte Sie aber doch bitten, daß Sie das große Opfer, das wir bringen,
nicht unterschätzen und eine nächsteGelegenheit wahrnehmen, auch mit uns zu stimmen, wenn es
in unserem Interesse ist. (Beifall und Heiterkeit.)

VorsitzenderBecker: Es hat sich Niemand weiter zum Wort gemeldet. Dann schließe
ich die Verhandlung und gebe dem Herrn Berichterstatter noch das Wort.

Berichterstatter Abgeordneter Knebel: Nach der zustimmenden Aufnahme, die der
Antrag der Commifsionallerseits gefunden hat, kann ich Namens der Commissionauf das weitere
Wort verzichten. (Beifall.)
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Vorsitzender Becker: Wir kommen zur Abstimmung. Der Antrag, den Ihnen die verstärkte
II. Fachcommissionvorgeschlagen hat, liegt Ihnen gedruckt vor. Meine Herren, die Verlesung wird
wohl nicht noch einmal verlangt? (Zurufe: uein.) Die Abstimmung würde sich einfach darauf
beschranken, daß wir über diesen Antrag abstimmen. (Zurufe: ja.) Das ist auch Ihre Meinung.
Dann bitte ich diejenigen Herren, welche den Antrag der verstärktenII. Fachcommission(Nr. 109
der Drucksachen) annehmen wollen, sich zu erheben. (Geschieht;Zurufe: Einstimmigkeit.)

Das scheint die einstimmigeAnnahme zu sein. (Zurufe: Gegenprobe.) Machen wir die
Gegenprobe. Ich bitte diejenigenHerren, welche gegen den Antrag der II. Fachcommissionsind,
sich zu erheben. — Es erhebt sich Niemand. Dann darf ich die Einstimmigkeit feststellen und
bitte das im Protokoll zu vermerken. (Beifall.)

Meine Herren! Ich möchte Ihnen nun den Vorschlagmachen und zwar auf Wunsch von
vielen Seiten aus dem Hause, daß wir den nächsten Gegenstand, den Antrag der II. Fachcommision,
betreffenddie Absperrunggegen das Ausland für Vieh und Vichprodukte,heute absetzen,(Zustimmung)
er wird uns noch längere Zeit in Anspruch nehmen und wird dann morgen als erster Gegenstand
auf die Tagesordnung gesetzt werden. (Zustimmung.) Es wird ein Bedenken dagegen nicht laut,
dann darf ich das als Ihren Willen feststellen.

Meine Herren! Wir würden den nächsten Gegenstand der Tagesordnung vielleichtnoch
abmachenkönnen; das wird auch von vielen Seiten gewünscht.

Antrag der I. Fachcommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Ergänzungs- bezw. Ersatzwahlen für den Provinzial-
ausschuß.

Wenn Sie damit einverstandensind, dann wollen wir in die Berathung dieses Gegen¬
standes noch eintreten.

Berichterstatter ist Herr Guilleaume, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Guilleaume: Nach Z 49 der Provinzialordnung scheidet

alle drei Jahre die Hälfte der gewählten Mitglieder und Stellvertreter des Provinzialausschusses
aus und wird durch neue Wahlen ersetzt.

Da nach 8 48 der Provinzialordnung die Wahl der Mitglieder und deren Stellvertreter
auf sechs Jahre erfolgt, so werden die seit April 1891 im Amt befindlichen Mitglieder und
Stellvertreter am 1. April 189? auszuscheiden haben.

Für die am I. April 1891 begonnene und bis zum 1. April 189? ablaufende Amts¬
periode sind vom 36. RheinischenProvinziallandtage in der Plenarsitzung vom 2. Dezember 1890
gewählt worden:

folgende Mitglieder: und als deren Stellvertreter:
1. Oberstlieuteuant a. D. Schmidt von 1. Geheimer Commerzienralh Gugen von

Schwind in Eschberg, Noch in Mettlach,
2. Fabrikant Eduard Nels in Prüm, 2. Gutsbesitzer und Oekonomierath Wilhelm

Rauten st rauch in Eitelsbach (ist inzwischen
gestorben),

3. Geheimer Iustizrath Adams in Coblenz 3. Direktor Eduard Klein zu Heinrichshütte,
(ist gestorben),

4. GutsbesitzerAdolf Reinhard in Heddes- 4. Gutsbesitzer Jakob Peters zu Fressenhof,
dorf,

5. OberbürgermeisterBecker in Köln, 5. Geheimer Commerzienralh August Heuser
in Köln,
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6. Bürgermeister und Guisbesitzer Eich in 6. CommerzienrcithOtto Andreae in Köln
Bedingen (ist gestorben),

7. GutsbesitzerFerdinand Lieven in Hilden, 7. Gutsbesitzer Theodor Mclchers in Gnaden¬
thal.

In der Plenarsitzung vom 9. Dezember 1892 hat der 37. Rheinische Provinziallandtag
an Stelle des verstorbenen Geheimen Iustizraths Adams das bisherige stellvertretendeMitglied
des Provinzialausschusses, Direktor Eduard Klein zu Heinrichshütte zum Mitglied und an
Stelle des Letzteren den WeingutsbesitzerJohann Baptist Engelsmann zu Kreuznach zum
stellvertretendenMitgliede des Provinzialausschussesgewählt.

Der 38. Rheinische Provinziallandtag hat sodann in der Plenarsitzung vom 2. Juni 1894
an Stelle des verstorbenen Bürgermeisters und Gutsbesitzers Eich den Königlichen Schloßhauptmann
und Kammerherrn Grafen von Fürstenberg-Stammheim auf Schloß Stammheim als Mit¬
glied des Provinzialausschussesgewählt.

Nach ß 50 der Proviuzialordnung bleiben diese als Ersatz für die gestorbenenMitglieder
im Dezember 1892 und Juni 1894 Gewählten nur bis zum Ende desjenigen Zeitraumes in
Thätigkeit, für welche»die Gestorbenengewählt waren. Es ist also auch für diese eine Grgänzungs-
wllhl vorzunehmen.

Der Geheime Commerzienrath Wilhelm Scheidt in Kettwig v. d. Brücke uud der
GutsbesitzerHubert Schlick in Holzweiler, welche vom 38. Rheinischen Provinziallcmdtage in der
Plenarsitzung vom 2. Juni 1894 für eine Amtsperiode bis Ende März 1900 als stellvertretende
Mitglieder des Provinzialausschussesgewählt waren, sind inzwischen gestorben. Es sind daher für
dieselbenbis zu dem gleichen Zeitpunkte laufende Ersatzwahlcuzu thätigen.

Der Antrag des Provinzialausschussesund der I. Fachcommissiongeht dahin:
„Der Provinziallandtag wolle die erforderlichen Ergänzungs- bezw. Ersatzwahleu
vorzunehmen".

VorsitzenderNecker: Wünscht Jemand zu der Vorlage das Wort? — Das ist nicht der
Fall. Dann schließe ich die Verhandlung und würde anheimgeben, ob wir noch in die Thätigung
der einzelnen Wahlen eintreten wollen. (Rufe: ja!) Es wird dagegen ein Bedenkenvon keiner
Seite laut.

Meine Herren! Dann wird es am besten sein, wenn ich die einzelnen Persönlichkeiten,
die in Frage stehen, bezeichne,und Sie Ihrerseits daraufhin bestimmte Vorschläge machen. —
Auch mit dem Wahlverfahren sind Sie einverstanden. (Rufe: ja!)

Die Wahl hat ja zu erfolgen nach dem Wahlreglement, welches der Provinzialordnung
angehängt ist und für alle unsere communalständischenWahlen maßgebend ist. Wenn also von
einer Seite Zettelwahl beantragt würde, würden wir nach Maßgabe dieses Wahlreglements zu
verfahren haben.

Das erste ausscheidendeMitglied ist Herr Oberstlieutenant a. D. Schmidt von Schwind
in Eschberg. (Abgeordneter von Beulwitz: Ich bitte um's Wort.)

Herr Abgeordneter von Beulwitz hat das Wort.
Abgeordnetervon Beulwitz: Die Herren Abgeordnetenaus dem RegierungsbezirkTrier

haben sich dahin verständigt (Rufe: lauter!) und haben mich dahin beauftragt, dem hohen Haufe
den Vorschlag zu unterbreiten, den Herrn Schmidt von Schwind wiederzuwählen (Bravo!) und
mich ferner beauftragt, die Wahl per Akklamationvorzufchlagen.

VorsitzenderNecker: Es wird ein Bedenkengegen den Antrag, die Wahl durch AMq-
mation zu vollziehen,nicht laut. Dann kommenwir zur Atklamationswahl.
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Der Vorschlag ist, den Abgeordneten Herrn Schmidt von Schwind wiederzuwählen.—
Auch hier wird von keiner Seite ein Bedenken laut. — Dann darf ich wohl ohne besondere Ab¬

stimmung feststellen,daß Sie Herrn Schmidt von Schwind per Akklamationwiedergewählt haben.
Ich frage den Herrn Schmidt von Schwind, ob er die Wahl annimmt?
Abgeordneter Schmidt von Schwind: Ja, ich nehme die Wahl mit Dank an.
Vorsitzender Becker: Dann kommen wir zum Stellvertreter des Herrn Schmidt von Schwind.
Abgeordneter von Veulwitz: Auch hier bin ich von den Herren Abgeordneten des

Regierungsbezirks Trier beauftragt, als Stellvertreter den Herrn Ren6 von Boch in Vorschlag
zu bringen und auch ebenfalls vorzuschlagen,diese Wahl per Akklamation vorzunehmen.

VorsitzenderBecker: Also wenn ich den Herrn Vorredner richtig verstanden habe, schlägt
er vor, an Stelle des Herrn Geheimen Commerzienrath von Noch den Herrn Commerzienrath
von Boch, unser Mitglied, zu wählen, (Abgeordneter von Beulwitz: Jawohl!) Gegen den Vor¬
schlag, diese Wahl durch Akklamationvorzunehmen, werden Bedenken nicht laut. Ich stelle Ihr
Einverständniß mit der Akklamationswahlfest.

Es ist ferner der Vorschlag gemacht, hier Herrn Commerzienrath von Boch, das Mit¬
glied des Hauses, an Stelle seines Vaters zu wählen. — Auch hiergegen wird von keiner Seite
ein Bedenken laut. Ich darf wohl feststellen, daß die Versammlung per Akklamation die Wahl
des Herrn Commerzienrath von Boch gethätigt hat.

Ich frage Herrn Abgeordneten von Boch, ob er die Wahl annimmt?
Abgeordneter von Boch: Ich nehme die Wahl dankend an.
VorsitzenderBecker: Dann kämen wir zur Wahl des Herrn Fabrikanten Nels in Prüm.

Wünscht dazu jemand das Wort?
Abgeordneter von Veulwitz: Ich bin ebenfalls hier von Seiten der Herren Abgeord¬

neten des RegierungsbezirkesTrier beauftragt, den Herrn Eduard Nels zur Wiederwahl vorzu»
schlagenund Ihnen auch hier die Wahl per Akklamationzu empfehlen.

VorsitzenderBecker: Auch hier wird der Vorschlag der AMamationswahl gemacht und
es wird von keiner Seite ein Bedenken laut. Sie werden die Wahl also sogleich thätigen.

Vorgeschlagenist die Wiederwahl des Herrn Nels aus Prüm. — Es wird ebenfalls von
keiner Seite ein Einwand erhoben. Ich darf daher wohl ohne weitere Abstimmung feststellen,
daß Sie die Wahl per Akklamationgethätigt haben und frage Herrn Nels, falls er hier ist, ob
er die Wahl annimmt?

Abgeordneter Nels: Ich nehme die Wahl dankbar an.
VorsitzenderBecker: Dann kommenwir zur Wahl des Stellvertreters des Herrn Nels,

an Stelle des leider verstorbenen Gutsbesitzers Wilhelm Rautenstrauch.
Das Wort hat Herr Abgeordneter von Beulwitz.
Abgeordneter von Veulwitz: Als Stellvertreter des Herrn Nels haben sich die Herren

Abgeordneten aus dem RegierungsbezirkTrier auf den Herrn Eduard Laeis, Fabrikbesitzer in
Trier, geeinigt, und ich schlage in ihrem Auftrage diesen Herrn und weiter vor, per Akklamation
seine Wahl vorzunehmen.

VorsitzenderBecker: Auch hier findet der Vorschlag der Aktlamationswahl von keiner
Seite Widerspruch, Dann stelle ich das als Ihren Willen fest.

Auch der Vorschlag der Wahl des Herrn Laeis wird von keiner Seite bemängelt. Dann
darf ich auch hier wohl feststellen, daß Sie, meine Herren, die Wahl durch Akklamationgethätigt
und auch Herrn Laeis gewählt haben.
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Ich frage Herrn AbgeordnetenLaeis, ob er die Wahl annimmt?
AbgeordneterLaeis: Ja,
VorsitzenderBecker: Dann kommen wir, meine Herren, zur Wahl für den Direktor

Klein zu Heinrichshütte.
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Wegeler.
Abgeordneter Wegeler: Meine Herren! Die Vertreter des Regierungsbezirks Coblenz

haben sich einstimmig dahin geeinigt, den Herrn Direktor Eduard Klein zur Wiederwahlvorzuschlagen.
VorsitzenderNecker: Wird auch hier Akklamationvorgeschlagen?(AbgeordneterWegeler:

Auch mit Akklamation,ja.) — Das entspricht dem Willen des Hauses. Einspruch wird nicht laut.
Dann kommenwir zur Wahl selbst. Vorgeschlagenist Herr Klein. — Von keiner Seite

wirb ein anderer Vorschlag gemacht. Dann darf ich auch hier feststellen,daß Sie durch Akkla¬
mation Herrn Klein gewählt haben.

Ich frage Herrn Klein, ob er die Wahl annimmt?
Abgeordneter Eduard Klein: Ich nehme die Wahl dankbar an.
VorsitzenderVecker: Dann kommen wir zur Wahl des Stellvertreters, zur Zeit des

Herrn Engelsmann. Herr Abgeordneter Wegeler hat um's Wort gebeten.
Abgeordneter Wegeler: Meine Herren! Auch hier wird die Wiederwahl des bisherigen

Stellvertreters des Herrn I. B. Engelsmann von den Abgeordneten in Vorschlag gebracht, wir
bitten, diese Wahl durch Akklamationzu vollziehen.

VorsitzenderBecker: Gegen die Attlamationswahl ist von keiner Seite Einspruch erhoben
worden. Dann werden wir auf diese Weise wählen. Vorgeschlagenist bisher ausschliehlich Herr
Engelsmann. Ein anderer Vorschlag wird nicht laut. Dann darf ich auch hier feststellen, daß
Sie per AkklamationHerrn Engelsmann gewählt haben.

Ich frage, Herr Engelsmann, ob Sie die Wahl annehmen?
Abgeordneter Engelsmann: Ich nehme die Wahl dankbar an.
VorsitzenderVecker: Nun kommenwir zu einer Wahl für den Herrn GutsbesitzerAdolf

Reinhard in Heddesdorf.
Herr Abgeordneter Wegeler hat das Wort erbeten.
Abgeordneter Wegeler: Meine Herren! Die Abgeordnetendes Bezirks Coblenz schlagen

den bisherigen Stellvertreter Herrn GutsbesitzerIalob Peters zu Fressenhof als Mitglied vor,
und wir bitten, die Wahl auch per Akklamationvorzunehmen.

VorsitzenderVecker: Auch hier wird gegen die Akklamationswahl kein Bedenken laut.
Ich darf das als Ihren Willen feststellen.

Vorgeschlagen ist ausschließlichHerr Peters zu Fressenhof. Ändere Vorschläge werden
nicht gemacht. Dann kann ich auch hier feststellen, daß das Haus per AkklamationHerrn Peters
zu Frefsenhof gewählt hat.

Ich frage Herrn AbgeordnetenPeters, ob er die Wahl annimmt?
Abgeordneter Peters: Ich nehme die Wahl dankbar an.
VorsitzenderBecker: Wir kommen zur Wahl des Stellvertreters für Herrn Peters.
Herr Abgeordneter Wegeler hat das Wort.
Abgeordneter Wegeler: Für diefe Stelle wird vorgeschlagen, den Abgeordneten Herrn

Rentner und Beigeordneten Radermacher aus Neuwied per Akklamationzu wählen.
VorsitzenderBecker: Gegen die Attlamationswahl wird von keiner Seite Widerspruch

erhoben. Dann werden wir so verfahren.
28
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Vorgeschlagenist ausschließlichHerr Radermacher, Ich darf wohl ohne besondere Ab¬
stimmung feststellen, daß das Haus Herrn Radermacher per Akklamationgewählt hat, und frage
Herrn Radermacher, ob er die Wahl annimmt?

Abgeordneter Nadermacher: Ich nehme die Wahl an.
VorsitzenderNecker: Dann kommen wir zur Wahl für den Oberbürgermeister Becker

in Köln. (Heiterkeit.)
Herr Abgeordneter von Niefewand hat das Wort.
Abgeordneter von Niesewand: Meine Herren! Die Herren Landtagsmitglieder aus

dem Regierungsbezirk Köln haben sich einstimmig zu der Wiederwahl des Herrn Oberbürger¬
meisters Becker entschlossen. Sie haben zwar keine Akklamationswahl beantragt, das liegt aber
wohl in der einstimmigen Wahl begründet. Ich würde daher also auch die Wahl des Herrn
Oberbürgermeisters Becker durch Akklamationbeantragen.

VorsitzenderBecker: Auch hier wird Akklamationswahlvorgeschlagen.— Ein Bedenken
wird dagegen nicht laut, — dann darf ich das als Ihren Willen feststellen.

Vorgeschlagenist der Oberbürgermeister Becker. (Heiterkeit.) Ich bitte diejenigenHerren,
welche ihn durch Akklamation wieder wählen wollen, sich zu erheben. (Geschieht unter fort¬
dauernder Heiterkeit.)

Dann ist die Wahl gethätigt, und ich erkläre hiermit, daß ich mit Dank die Wahl annehme.
Wir kommen dann zur Wahl des Stellvertreters. Bisheriger Stellvertreter war Herr

Geheimer Commerzienrath August Heuser in Köln.
Das Wort hat Herr Abgeordneter von Niesewand:
Abgeordneter von Niesewand: Das gleiche, was für Herrn Oberbürgermeister Becker

gilt, gilt auch für Herrn GeheimenCommerzienrathHeufer. Ich fchlage auch Akklamationswahlvor.
VorsitzenderBecker: Auch hier wird gegen die Akklamationswahl kein Einspruch laut.

Dann werden wir darnach verfahren.
Vorgeschlagenist ausschließlichHerr August Heuser aus Köln. Ich darf wohl ohne

befonbere Abstimmung feststellen, daß Sie ihn per Akklamation gewählt haben, und frage ihn,
ob er die Wahl annimmt?

Abgeordneter Heufer: Ich nehme die Wahl dankend an.
VorsitzenderBecker: Dann kommen wir zur Wahl für den Herrn Grafen von Fürstenberg.
Herr Abgeordneter von Niesewand hat das Wort.
Abgeordneter von Niese wand: Da ist dasselbe der Fall; da wird auch Akklamations¬

wahl beantragt.
Vorsitzender Becker: Auch hier wird die Akklamationswahl des Herrn Grafen von

Fürstenberg beantragt. — Es wird von keiner Seite ein Einspruch erhoben. Dann darf ich
feststellen, daß Sie auch hier per Akklamationden Grafen von Fürstenberg wieder gewählt haben,
und frage ihn, ob er die Wahl annimmt?

Abgeordneter Graf von Fürstenberg-Stammheim: Ich nehme die Wahl dankbar an.
VorsitzenderNeck er: Dann kommenwir zur Wahl des Stellvertreters, — bisher Com¬

merzienrath Otto Andreae in Köln.
Abgeordneter von Niesewand: Für Herrn Commerzienrath Otto Andreae hat sich

nur eine Minorität von 2 Stimmen ergeben. (Oho!) Die übrigen haben alle für den Herrn
Dr. Venn in Waldbroel gestimmt.

Abgeordneter Michels: Ich bitte um's Wort.
VorsitzenderBecker- Herr Abgeordneter Michels hat das Wort,
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AbgeordneterMichels: Ich möchte nur erklären, daß das von dem Herrn Berichterstatter
angegebeneStimmenverhältniß, wonach Herr Andreae nur 2 Stimmen erhalten habe, auf einem
Irrthum beruht

Abgeordnetervon Niesewand: Ich glaube, daß Herr CommerzienrathMichels und Herr
OberbürgermeisterBecker nur sür ihn gestimmthaben, (AbgeordneterMichels: Nein, bitte sehr!)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Wir können während der Wahl keine Diskussion
eintreten lassen. Ich muß daher bitten, daß wir diese Wahlv«Handlung noch einmal von vorn
beginnen, weil Diskussionenüber derartige Wahlen ausdrücklich ausgcschlosscu sind.

Von Herrn von Niesewand ist vorgeschlagendie Wahl des Dr, Venn an Stelle des
bisherigen Stellvertreters, CommerzienrathOtto Andreae in Köln, und wenn ich recht verstanden
habe, per Akklamation.

Abgeordnetervon Niesewand: Ich beantrage Akklamationswahl,
VorsitzenderBecker: Es wird Akklamationswahlbeantragt. — Gegen die Akklamation«-

wähl ist von keiner Seite Bedenken erhoben. Dann darf ich das feststellen, daß wir per Akklamation
wählen werden.

Vorgeschlagenist ausschließlichHerr Dr. Venn. Ich ersuche diejenigenHerren, welche
den Herrn Dr. Venn wählen wollen, sich von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht,) Das ist die
große Mehrheit.

Dann stelle ich fest, daß Herr Dr. Venn per Akklamationgewählt ist und frage ihn, ob
er die Wahl annimmt?

AbgeordneterDr. Venn: Ich nehme die Wahl dankbar an.
VorsitzenderBecker: Dann kämen wir zur Wahl für den GutsbesitzerFerdinand Lievcn

in Hilden.
Das Wort hat Herr Abgeordneter Conze.
Abgeordneter Conze: Ich bitte ebenso, wie bei den bisherigen Wahlen, den Herrn

Ferdinand Licven durch Akklamationwiederzuwählen.
VorsitzenderBecker: Es ist der Vorschlag gemacht, Herrn Lieven durch Akklamation

wiederzuwählen.— Es wird von keiner Seite ein Bedenkendagegen laut.
Dann darf ich feststellen, daß Sie diese Wahl des Herrn Lieven per Akklamationgethiitigt

haben und frage Herrn Lieven, ob er die Wahl annimmt?
AbgeordneterLieven: Ich danke den Herren und nehme die Wahl an.
VorsitzenderBecker: Dann kommen wir zur Wahl des Stellvertreters — bisher Herr

Theodor Melchers in Gnadenthal.
Abgeordneter Conze: Da habe ich vorzuschlagen den Herrn Gutsbesitzer Theodor Melchers

auch durch Akklamationzum Stellvertreter wiederzuwählen.
VorsitzenderBecker: Auch hier ist der Antrag gestellt,Herrn Melchers per Akklamation

wiederzuwählen.— Von keiner Seite wird dagegen ein Bedenkenlaut. Dann stelle ich fest, daß
Sie den Herrn Melchers per Akklamationwiedergewählt haben und frage Herrn Melchers, ob er
die Wahl annimmt?

Abgeordneter Melchers: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Dann, meine Herren, haben wir noch eine Wahl zu thätigen für

den leider verstorbenenHerrn Geheimen CommerzienrathScheidt in Kettwig.
Das Wort hat Herr Abgeordneter Friederichs.
AbgeordneterFriedelichs: Namens der Abgeordneten des Bezirkes Düsseldorf bringe

ich in Vorschlag Herrn von Wiitjcn und bitte, die Wahl durch Zuruf zu vollziehen.
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VorsitzenderBecker: Es ist der Antrag gestellt, auch diese Wahl durch Akklamation
zu thätigen.

(Zuruf: Ich beantrage Wahl durch Stimmzettel für diesen Zweck und erlaube mir
Herrn Landrath Freiherrn von Hövel vorzuschlagen.)

Es wird der Antrag auf Zettelwahl gestellt. Das genügt. Wir werden also die Wahl
durch Zettel bewirken, da Akklamationswahlnur zulässig ist, wenn Uebereinstimmungim ganzen
Hause herrscht.

Meine Herren! Nach dem Wahlreglement (Unruhe) — noch einen Augenblick, damit
wir die Form erfüllen — habe ich als Vorsitzender des Wahlvorstandes zu wirken mit zwei
Beisitzern, welche von Ihnen aus der Zahl der Wähler zu wählen sind. Wenn nicht sonstige
Vorschläge gemacht weiden, möchte ich Ihnen vorschlagen, daß Sie die beiden Herren, die mich
bisher schon in der Leitung der Verhandlungen unterstützt haben, als Beisitzer wählen. — Ein
Bedenken wird dagegen von keiner Seite laut. Dann darf ich das als Ihren Willen feststellen.

Aus den beiden Herren Beisitzern habe ich den Protokollführer zu ernennen. Ich ernenne
dazu hier den Herrn zu meiner Rechten, Herrn AbgeordnetenLinz.

Meine Herren! Ich bitte nun, daß Sie auf den Stimmzettel den Namen desjenigen
Herrn schreiben, den Sie wählen wollen. Ich bemerke dabei, daß nach den: Wahlreglcment
ungültig sind Stimmzettel, welche keinen oder keinen leserlichen Namen enthalten, Stimmzettel,
aus welchen die Person des Gewählten nicht unzweifelhaft zu erkennen ist, Stimmzettel, auf
welchen mehr Namen als zu wählende Personen oder der Name einer nicht wählbaren Person
verzeichnet sind, und endlich Stimmzettel, welche einen Protest oder Vorbehalt enthalten.

Meine Herren! Sie werden also in diesem Falle, wo es sich um die Wahl des
Negierungsraths von Wätjen handelt und auf der anderen Seite vorgefchlagen ist der Herr
Landrath von Hövel, berücksichtigenmüssen, daß wir zwei Herren im Hause haben, die den
Namen Hövel tragen, und daher den von Ihnen zu wählenden genau bezeichnen müssen.

Ich bitte dann, daß Sie auf den Wahlzettel den Namen so genau schreiben,daß er
unzweifelhaft erkennbar ist.

Nunmehr werden die einzelnen Wähler aufgerufen und dann bitte ich, daß Sie die
Güte haben, hier an die Wahlurne heranzutreten und Ihren Wahlzettel hineinzuwerfen.

Schriftführer Abgeordneter Freiherr von Coels vollzieht den Namensaufruf.
VorsitzenderBecker: Sind noch Herren in dem Saale, die ihren Zettel nicht abgegeben

haben, nicht gewählt haben? Dann bitte ich, daß sie sich melden.
Es scheint sich Niemand mehr zu melden. Dann erkläre ich den Wahlakt für geschlossen.
Meine Herren! Ich werde nun die Zettel einzeln aus der Urne nehmen und bitte die

Herren Schriftführer, die Namen zu notiren, (Die Zählung der Stimmzettel erfolgt.)
Meine Herren! Das Wahlrefultat ist folgendes: Negierungsrath von Wätjen hat 55

Stimmen erhalten, Landrath Freiherr von Hövel ??. Freiherr von Hövel ist daher mit absoluter
Mehrheit zum Stellvertreter des Provinzialausschusses gewählt. Ich frage Herrn von Hövel,
ob er die Wahl annimmt.

Abgeordneter Freiherr von Hövel: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
VorsitzenderBecker: Nun, meine Herren, haben wir noch zu wählen für Herrn Schlick

Ich bitte, meine Herren, daß Sie Vorschlägemachen. Herr Abgeordneter Ianßen.
Abgeordneter Ianßen: Die Vertreter des RegierungsbezirksAachen haben gestern per

mllsar«, Herrn Commcrzicnrath Hupertz als Nachfolger des Herrn Schlick gewählt. Ich gebe
anheim, ob diese Wahl hier per Akklamationzu thätigen sei.
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Vorsitzender Becker: Wird gegen die Akklamation,welche beantragt ist, von irgend einer
Seite Einspruch erhoben, — das ist nicht der Fall. Dann stelle ich sest, meine Herren, daß Sie
die Wahl per Akklamation thätigen wollen. Der alleinige Vorschlag geht bis jetzt dahin, den
Herrn CommerzienrathHnpcrtz zu wählen. Auch hier wird von keiner Seite ein Gegenvorschlag
gemacht,dann darf ich ohne besondere Abstimmuug feststellen, daß Sie die Wahl des Herr» Hupertz
per Akklamationgethätigt haben.

Ich frage Herrn Hnpertz, ob er die Wahl annimmt.
Abgeordneter Hnpcrtz: Ich nehme die Wahl dankend an.
Vorsitzender Becker: Meine Herren! Damit wäre dieser Gegenstand der Tagesurd-

nnug erledigt.
Ich glaube, daß es Ihrer Aller Wunsch entspricht, wenn wir jetzt unsere Sitznug beendigen

nnd die anderen Gegenstände auf die morgende Sitzung übergehen ließen. — Hiergegen wird kein
Widerspruchlaut.

Dann habe ich Ihnen nur noch die Tagesordnung fiir die morgendeSitzuug vorzuschlagen.
Ich erlaube mir den Vorschlag zu machen, daß wir die Sitzung morgen um 11 Uhr

beginnen; wir haben noch viel auf die Tagesordnung zn setzen: einmal die Gegenstände,die heute
nicht erledigt worden sind und zwar in erster Linie die Frage der Viehsperrc,zweitens die anderen
Sachen und dann folgende neue Gegenstände:

Etat für die Verwaltung der landwirtschaftlichen Angelegenheitennebst Unteretat sür die
Provinzial-Wcinbauschule,

Hauptetat für die Provinzialvcrwaltung,
Vorbericht zum Hauptetat,
Vermögensstanddes Provinzialverbandes,
Führnng des Titels „Landeshauptmann" dnrch den Landesdirektorund
Entlastung der Rechnungen.
Dann würben wir — um das zu Ihrer Orientirung gleich mitzutheilen — für den

Donnerstag noch eine kleinere Tagesordnung haben und zwar:
Rest der Tagesordnung von morgen — ich hoffe aber, daß wir morgen mit der Tages

ordnung durchkommen —,
Bereitstellung weiterer Mittel zur Förderung landwirtschaftlicher Zwecke,
Bericht des Provinzialausschusscs, betreffend den Bau eines Schifffahrts-Kanals von,

Dortmuud-Ems-Kanal,
Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Veräußerung des Langenfelder Hofes,
Petition des Presbyteriums der evangelischen Gemeinde zu Friedrichsthal auf Herabsetzung

des Zinsfußes, sowie
Wahlprüfungen.
Diese letzten Gegenstände werden erst morgen in der Fachcommission berathen, und daher

konnten sie für morgen auf die Tagesordnung nicht gesetzt werden. Dagegen können wir sehr wohl,
wie ich annehme, die Gegenstände am Donnerstag erledigen.

Es wird gegen die von nur vorgeschlagene Tagesordnung kein Bedenken laut, - dann
stelle ich fest, daß Sie dieselbe genehmigt haben und schließe die Sitzung.

(Schluß der Sitzung gegen 1 '/u Uhr.)
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